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AIB­
AKTUELL 

In einem Rundbrief aer Rlnitiative Inter­
nationale Vie tnam_Sol i dari tä t 11 vom 21. 12 . 
1972 sind eine Reihe wi chti ger Informa­
tionen und Argumente enthal ten, deren 
Kenntn i s u . E. eine richtige Einschätzung 
der gegenwärtigen Ereignisse in Vietnam 
wesentlich erleichtert. In dem Rundbri ef 
heißt es U , 8. : 
"Mit ungeheuren Lügen und Unterstellungen 
versuchen US- Präsident Nixon und seine 
Handlanger der Weltöff entlichkeit einzure_ 
den , die Vertreter der DRV und der PRR 
bei den Pariser Vietnam- Gesprächen sei en 
krlegslüstern und hartnäckig. Die US-Re­
gierung wi l l davon abl enken, daß sie es 
1st , d i e d i e Unterzeichnung des Abkommen s 
über die Beendigung des Krieges und die 
Wi ederherstellung des Friedens i n Vietnam 
hinter trieben hat. Um die Täuschlmgsmanöver 
der US-amerikani schen Propaganda entlarven 
zu können , ist es wichtig, über folgende 
Fakten Klarheit zu schaffen . 

1 . Am 20 . Oktober 1~72 einigten sich die 
Vertreter der DRV und der USA auf das 
Abkommen über die Beendig~ des Krie­
ges ~~d die Wi ederherstellung des Fri e­
dens in Vietnam (Neun Punkte Abkommen) 

2 . Am 22 . 0kt . bestätigte US- Präs i dent Nixon 
in einer per sönlichen Botschaft ~ den 
DRV Minister präsidenten Pharo Van Dong, 
der Abkommenstext sei so in Ordnung , 
und Nixon schlug von sio:h aus den J1.0kt. 
197~ als Unterzeichnungster min vor. 

J . Die US, .. Hegierung weigerte sich dann be­
kanntlich Woche für WOche mi t faden_ 
scheinigen Begründungen, das schon 'le!' ­

e in barte Abkommen , auf das Nixon sich 
festgelegt hatte , zu unterschreiben . 
Immer wieder betonte die US-propaganda , 
es handele sich lediglich llin Kleinigke i_ 
ten o 

4 . Um den guten Willen der DRV zu demon_ 
strieren, begab s ich der nordvletname_ 
si a che Vertreter , Le Duc Tho , erneut 
nach Paris , um über eventuelle Kleinig_ 
keiten zu ver handeln. 

5 . Von Verhandlungs tag Z'.1 Verhandlungstag 
stellte sich aber immer mehr heraus, daß 
di e USA nicht nur einzelne Formuli e run_ 
gen J sondern das Abkommen i nsgesamt in 
Frage stellten. Die U3- Vertreter stell _ 
ten nachträglich 126 Abänderungsanträge . 
Da~unter folgende schwerwiegende Ver_ 
stoße gegen das berei ts verein barte 
Abkommen: 

a} Di e n?rdvietnamesl schen Truppen 
müßten SIch aus Südvietnam zurückzie_ 
hen . 
Dazu 1st festzustellen: Im "Neun Punk­
te Abkommen u i st di eses PrOblem nicht 
behandelt •. I m übrigen gibt es nur e i nen 
Aggressor In Vietnam : die USA . Die 
Vietnamesen haben das fundamenta le 

2 ReCht , i hre Hei mat gegen den Aggressor 
zu verteidigen . 

b} Der National e Rat der nationalen 
Versöhnun~ und Eintracht, der laut Ab­
kcmmelStext die EinhaI tung des Abkommens 
uoerwachen und frei e Wahlen vorbereiten 
soll , soll nicht , wie vorgesehen , 'von 
drei gleichen Parteien . •• e i ngesetzt 
werden I. (Saigoner Regierung , provisori­
sche Revoluti onäre Regierung lila Neu­
trallsten) , sondern nur von zwei Par­
tei en (Sai goner Regierung und aandere U ) 

Dazu ist festzustellen: Mit d iesem Ma­
nover woifen die USA die Exi sten z der 
Prov i sori schen Revolutionären Regierung 
ignorieren. AUßerdem , so verlangen d ie 
USA, soll dieser Nationale Rat nur noch 
die freien Wahlen vorbereiten . Freie 
Wahlen kann man aber nicht vorbereiten , 
wenn das Abkommen nicht eingehalten 
wird . 

c) Die USA verlangen eine !Jentmili tari­
s 1erte Zone" am 17.Breitengrad, ähnlich 
wie bei m Genfer Abkommen von 1~54 . 

DazU ist festzustellen : Die militärische 
und poli tische Lage ist heute ganz an­
ders als 1954. Ganze Provinzen und wei _ 
te Teile Süd vietnams , also südli ch des 
17. Breitengrades , werden heute von der 
PRR verwaltet . Die Benennung des 17. 
Brei tengrades als "entmil i tarisierte 
Zone ll würde eine Teilung Vietnams doku_ 
mentieren. Im § 1 des vereinbarten Ab­
kommens heißt es aber : "Dle Vereinigten 
Staaten die Unabhängigkeit, 
Souveräni und territoriale 
Integrität IJ 

d) Die USA behaupten , die vietnamesi sche 
Seite wolle keine internationale Kon­
trol lkommission. 
Dazu ist festzustellen : Die DRV-Vertre~ 
und die PRR wehren sich lediglich dage_ 
gen , daß die USA im Nachhinein versu­
chen , Truppenkontingente in großer Zahl 
in jeder Region zu sta tionieren. Das 
Genfer Abkommen dagegen zeigt, daß die 
Erfüllung eines Abkommens hauptsächlich 
von den kriegführenden Parteien abhängt~ 
1954 haben die Franzosen und die Viet­
namesen J bei einer kleinen Bese t zung der 
In ternationalen Kontrollkommission , sich 
an die Vereinbarungen gehalten und die 
tlRegruppierung ll war nach 300 Tagen 
abgeschlossen . 

e) Kissinger behauptet nur , es gebe 
keine Übereinstimmung zwischen der ame­
ri kanischen und der vietnamesischen Fas­
sung des vereinbarten Abkommens. 
Dazu ist festzustellen : Her~ Kissinger 
~st m~ t e~nem großen Aufgebot von Ex­
perten , darunter vielen , die die viet­
namesische Sprache perfekt beherrschen , 
nach Paris gekommen . Sollte die USA 
wirklich mi t einem Partner ein Abkommen 
ausgehandelt und die Ri chtigkeit bestä­
tigt haben . ohne zu diesem Zeitpunkt 
den Wortlaut der anderen Se i te gekannt 
zu haben? 



D~r Präsident der USA, Nixon , und seine 
Helfer sind Betrüger ! Sie wollen mit der 
verstärkten Bombardierung dem vietnamesischen 
Volk einen Frieden zu US- amerikanischen Be­
dingungen aufzwingen . Immer elndringllehe~ 
fordert die Weltöffentlichkeit die unverzug­
liehe Unterzeichnung des im Oktober ver­
einbarten Abkommens •.• n 

inzwischen sieht sich die US- Regierung ge­
zwungen , ihre Bombardierungen der DRV nörd­
lich des 20 . Breitengrades einzustellen und 
die Verhandlungen wieder aufzunehmen. Di~s 
ist ausschließlich auf zwei Faktoren zuruck­
zuführen : 
1 . Die Luftabwehr der DRV hat den US- Luft­
piraten die bisher schwersten Verluste zuge­
fügt: Innerhalb von knapp zwei Wochen wur­
den 81 Flugzeuge , darunter J4 achtstrahlige 
Düsenbomber B 52 abgeschossen. 
2 . Durch die bisher offensichtlichste Mani ­
festation ihrer Brutalität , durch die bisher 
klarste Selbstentlarvung ihrer diploma­
tischen Täuschungsmanöver hat sich die Nixon­
Regierung 1m In- und Ausland völlig isoliert , 
hat sie jegliche Glaubwürdigkeit verloren 
und in der ganzen Welt Empörung , Verachtung 
und Proteste (selbst von Regierungschefs ka­
pitalistischer Staaten) hervorgerufen. 
Die Regierung des BRD-Bundeskanzlers und 
Friedensnobelpreisträgers Willy Brandt da­
gegen hat durch ihr Schweigen ihre Position 
als engster Verbündeter des US- Weltgendarmen 
erneut bestät igta 

ISRAEL 

aUB ED v . 29 . 12 . 72 

Nach wie vor ist höchste Wachsamkeit geboten : 
Die Nixon-Regierung ist _ wie die vergangenen 
Wochen uns nur allzu deutlich machten - zu 
jedem Betrugsmanöver , zu jedem Verbrechen . 
fähig . Nur massivster politischer Druck w~rd 
sie dazu bringen , das Abkommen vom 20 . 0kt. 
1972 zu unterzeichnen . Die Hauptaufgabe der 
westdeutschen Solidaritätsbewegung wird es 
dabei sein , durch die Mobilisierung all jene~ 
die in den letzten Wochen viele Illusionen 
über die Vietnam- Politik der USA verloren 
haben J die Bundesregierung endlich zu einer 
klaren Stellungnahme zu zwin gen. 

.Jürgen Ostro\Nsky • • 

Israels 
Nahen 

Expansionsstrateg;e 
Osten 

Am 22 . November 1972 waren fUnf Juhre ver­
gangen~ se itdem der UN- Sicherhe i tsrat in 
seiner Resolution den Abzug aller israeli ­
schen Truppen aus den besetzten Gebieten 
und die Garantie der territorialen Integri­
tät aller Staaten im Nahen Osten forderte 
und damit eine Basis fUr die fri edliche Lö­
sung des Konfliktes zwischen Israel und 

den arabischen Völkern geschaffen hatte . 
Kurz darauf endete die Nahost- Debatte der 
Vereinten Nati onen mit einer scharfen Ver­
urteilung Israels wegen Nichteinhaltung 
früherer Resolutionen und der Aufforderung 
an alle Länder , "Hilfsmaßnahmen und andere 
Handlungen zu unterlassen, die auf eine An­
erkennung der israelischen Besetzung arabi­
schen Territoriums hinauslaufen" (FR v, 

11.12 . 72) . Weiterhin wurden alle Ver ände­

rungen, die Israel in diesen Gebieten vor-

genommen hat, als Verstoß gegen die Cenfe r 
Konvention und damit für null und nichtig 
erklärt. 

Mit dieser Resolution reagierten die 
Vereinten Nationen auf drei Haupterschei­
nungen der letzten Zeit: 

- Die Eskalation des israelischen Terrors 
in den besetzten Gebieten und gegen die 
Nachbarstaatenj 

- die vorangetriebene Annexion der besetz­
ten Gebiete, und 

- die fortgesetzte UnterstUtzung Israels 
durch die imperialistischen Länder. dar­
unter die BRD . 

Israel vermag sich bei seinen Aktionen 
auf eine wohlwollend orientierte Presse in 
den meisten verbündeten Ländern zu stützen . 

:3 
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Speziell in der BRO nutzen pro-israelische 
Kreise zynisch das in jeder Beziehung ge­
pflegte Trauma "Antisemitismus" aus, um 
jegliche Kritik an der israelischen Poli­
tik diesem Verdikt verfallen zu lassen. 
Das Image vom Kampf eines "kleinen, tapfe­
ren Volkes" beherrscht als eine Art "Da­
vid-Syndrom" die pro-israelische Propagan­
da; so vermochten die herrschenden Kreise 
Israels den wahren Charakter des Juni­
Krieges von 1967 ebenso zu verschleiern 
wie den der Aggression von 1956, die 
mit englischer und französischer Unterstlit­
zung organisiert worden war. Der Popanz 
der "Einkreisung" durch die arabischen 
Nachbarstaaten wurde aufgebaut, um die ei­
gene Aggression als Defensive, oder besser 
"Vorwärtsverteidigungll zu kaschieren. Diese 
Positionen erhalten in der BRD dann beson­
deren Auftrieb , wenn ihnen Unternehmungen 
einzelner arabischer Gruppen zu Hilfe kom­
men wie die Kommandoaktion von Mlinchen oder 
die durch die Entführung einer Lufthansa­
Maschine erzwungene Freilassung der seiner­
zeit verhafteten Attentäter : Im heuchleri­
schen Entrüstungsgeschrei der Presse geht 
das israelische Massenmorden während seiner 
IlVergeltungsschläge" (gegen wen?) in Form 
von Kleinmeldungen unter. Die "Bilanz" die­
ser nach beiden Aktionen und inzwischen 
kontinuierlich durchgeführten Angriffsak­
te: mehrere hundert Tote, fast ausschließ­
lich Zivilisten - Frauen, Kinder, alte 
Leute - im Libanon und Syrien; hunderte 
Verletzte und Verstümmelte. Regierungen 
wie die der BRD beantworteten diese Ver­
brechen mit der Diskriminierung fort­
schrittlicher Kräfte, die gegen den israe­
lischen Expansionismus Stellung nehmen und 
mit Polizeiaktionen gegen sie . 

HauptverbÜDdeter der israelischen Ex­
pansionisten s ind die USA . Stets erfolgten 
UN-Resolutionen gegen die israelische Ag­
gression und Okkupation gegen ihre Stimme; 
zur Dezember- Resolution erklärte Washing­
ton, sie laufe seiner Politik zuwider und 
könne sie nicht beeinflussen. Andere Ver­
bündete Israels wi e die Republik Südafrika 
(vgl. hierzu AlB Nr 10/1972) charakterisie­
ren diese internationale Allianz gegen Frie­
den und Menschlichkeit. Auch mit der Sai­
goner Marionetten-Regierung will Israel 
diplomatische Kontakte aufnehmen . 

Die Annexion der 1967 eroberten Gebiete 
stellt für Israels herrschende Kreise den 
Kern ihrer langfristigen Strategie dar. Be­
reits 1967 , vor de~ Junikrieg, wurde der 
Generaldirektor der israelischen Ölgesell­
schaft, Netiti Naft, darliber informiert, 
daß man ihn mit der Ausbeutung der Sinai­
Ölfelder zu betrauen gedenke ("Daily Ha' 
aretz" v. 8.11 . 1971, nach UZ Nr. 48/1972) . 
Neueste Variante dieser immer weitergehen­
den Einverleibung eroberter Gebiete ist 
die Politik der Regierung mit Steuervergtin­
stigungen und Finanzhilfen Industrieunter­
nehmen dazu zu veranlassen, in den annek­
tierten Gebieten größere Betriebe zu in­
stallieren, die nicht so leicht wie die 
bislang dorthin gebrachten kleineren Be­
triebe zu demontieren seien (FR v. 10.10 . 
72). Zur Absicherung dieser IIErschließung" 
werden Tausende von noch innerhalb Israels 
lebenden Arabern vertrieben, im Gaza-Ge­
biet allein etwa 15 000; ihre Behausungen, 
elend genug, wurden zerstört , etwa 3 000. 
Das war bereits 1911. Am 16. März 1972 er­
klärte Kriegsminister Dajan in der Knesseth, 
dem israelischen Parlament, man habe bis 
zu diesem Zeitpunkt in Jordanien, auf den 
(syrischen) Gol an- Höhen und im Gaza-Strei­
fen bereits 39 i s r aelis che Siedlungen, die 
meisten nach dem Schema der Kibbuzim, der 
von gewissen Ideologen für eine Form von 
Sozialismus gehal tenen Wehrsiedlungen, er­
richtet. 

Die Repression gegen die etwa 400 000 
Araber innerhalb des gesamten z . zt. israe­
lischen Gebietes verschärft sich immer wei­
ter, insbesondere nach der Aufdeckung ei­
ner Untergrundorganisation, in der arabi­
sche und jUdische I sraelis zusammengearbei­
tet hatten. Eine neue Form ersannen ver­
schiedene Knesseth- Abgeordnete, um die ara­
bische Bevölkerung weiter zu demoralisie­
ren und den Widerstand zu ersticken: Die 
Todesstrafe solle wieder eingeführt werden, 



gefangene Guerillas seien zum Tode zu ver­
urteilen, dann lebenslänglich zu inhaftie­
ren und im Falle von Geiselnahmen durch 
arabische Terroristen hinzurichten (TIME 

v. 25 . 9 .72) . Diese Demontage letzter 
rechts staatlicher Prinzipien propagieren 
Regierungsvertreter, die die erzwungene 
Attentäter-Freilassung durch die BRD als 

"an Feigheit (grenzend) und einer aufge­
klärten, zivilisierten Gesellschaft unwür­
dig ll apostrophierten (Der stellv. Minister­
präsident Allon laut SPIEGEL Nr. 46/72, S. 
120). Zu den Methoden der Absicherung der 
i s raelischen Eroberungen zählt nicht zu­
letzt die militärische . Um der Knesseth­
Resolution vom 16 . März 1972, "daß das hi­
storische Recht des jüdischen Volkes auf 

Palästina unerschütterlich" sei , Nachdruck 
zu verleihen, verstärkten Israels Militär­
verbände ihre Aggressionen an allen Fronten. 
Mit offenem Zynismus "argumentierte" Gene­
ralstabschef Elazar: ' lEin Land wie Syrien, 
das den Fedajin uneingeschr änkte Unter­
stützung gewährt, könne über einen israeli­
schen Angriff nicht erstaunt sein" (FR v. 
1.11.72). Und wenige Tage zuvor hatten Mi ­
litärkreise mitgeteilt, daß man mit dem 
Blick auf das als n'histori sche' Geste der 
Unterstützung" empfundene Veto der USA zur 
UNO- Resolution gegen Israels "Vergeltungs­
aktionen" in Zukunft "statt mit Vergeltungs­
schlägen mit einer Art tVorwärtsverteidi­
gung t zu operieren gedenke" (FR v. 17 . 10 . 

72). 

TORKEl 

Unverblümt stellte die pro- expansioni­
Jtische Zeitschrift "Ra ' aretz" Springer & 
Co. bloß: Um eventuellen Vereinbarungen 
über die Nahost-Frage zuvorzukommen, habe 
man mit den Terrorangriffen vollendete Tat­
sachen vorbereiten wollen - die Angriffe 
in Syrien hätten schl ießlich laut Regie­
rungskreisen gar nicht den Guerillas, son­

dern dem Luftabwehrsystem von Damaskus ge­
golten , um eindeutig Israels Vorherrschaft 
zu demonstrieren und die Anerkennung der 
Okkupation zu erzwingen . 
Da hierzu auch die endgültige Zerschlagung 
der Befreiungsbewegung gehört , plant Is­
rael die Eskalation seiner Aggression so­
wohl in internationalem Maßstab - Gegen­
terror im europäischen Untergrund - als 
auch gegen ein Hinterland , nämlich den Li­
banon , wofür freilich "peinlich präzise 
Vorber eitungen und eine außenpolitisch 
günstige Konjunktur" Voraussetzungen seien 
(SPIEGEL Nr . 47/72 , S . 138ff.) FUr beides 
verfUgen Israels Militärs und Geheimdien­
ste über einschlägige Erfahrungen, so durch 
blutige Uberfälle eines Kommandos "1 01 11 

auf ägyptisches und jordanisches Territo­
rium zu Beginn der fünfziger Jahre, die 
Ermordung feindlicher Agenten und westdeut­
scher Raketentechniker in ägyp~ischen Dien­
sten, den Suez-Uberfall und zahlreiche wei­
tere völkerrechtswidrige Aktionen. 

Verband türkischer Lehrer in der 
BRe und in West - Berlin : 

ZUR FRAGE DES MUTTERSPRACHLICIlEN UNTER­
RICHTS BEI TlJRKISCHEN ARBEITERKINDERN UNTER 
DEN VERSCHÄRFTEN BEDINGUNGEN NACH DER AN­
KUNFT DER "REGIERUNGSLEHRER" DES TlJRKISCIlEN 
MILITÄRREGIMES 

In der Türkei gibt es 48~ Analphabeten 
(1965) . Nur 73% der Kinder können eine 
Schule besuchen. 13 . 000 Dörfer haben über­
haupt keine Schule. Weniger als 20% der 
türkischen Schüler können hoffen, die fünf­
jährige Grundschule abzuschließen , etwa 8% 
von ihnen erreichen die Mittelschule und 

etwa 6% davon besuchen Hochschulen . Der 
Staatssekretär im nationalen Erziehungsmi­
nisterium Tugray erklärte in seinem Rück­
trittsgesuch Mitte Oktober: "Das nationale 
Erziehungsministerium hat die Bildungsre­
formen, die man von Lhm erwartet, vernach­
lässigt. Es hat einige Leute wegen ihrer 
politischen Tendenz eingestellt und beför­
dert . Di ese Maßnahmen hatten eine Polarisa­
tion innerhalb der Lehrerschaft zur Fol­
ge . ,, 1) 
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Die tUrkische Lehrerschaft hat nach der 
nationalen Befreiung (1923) bei der Ent­
wicklung der TUrkei eine wichtige Rolle ge­
spielt. Ein Wendepunkt in der Bildungspoli­
tik war die Errichtung von IIDorf-Institu­
ten", ein Versuch , die armen Bauernkinder 
polytechnisch und pädagogisch zu unterrich­
ten , und s ie zu Lehrern in ihren eigenen 
Dörfern zu erziehen. Dieser Schritt zur 
verstärkten Beteiligung der Landbevölkerung 
am modernen agrar- und handwerklichen Pro­
duktionsprozeß und zur Uberwindung des Leh­
rermangels hatte sieben Jahre Erfolg ge­
zeigt . 17. 000 Lehrer und 4 . 000 Doktoren 
qualifizierten s ich . Die Verwalter und Leh­
rer dieser Institute wurden aber von einer 
priviligierten Oberschicht und von isla­
misch - fanatischen Kreisen als "Kommuni­
sten" angeklagt, verbannt und eingekerkert. 
Schließlich wurden diese Lehreinrichtungen 
1950 von der "Demokratischen Partei" ge­
schlossen. Die große Mehrheit der tUrki­
schen Lehrer war seit der offiziellen Ab­
kehr von den fortschrittlichen Grundsätzen 
AtatUrks den Regierungen ein Dorn im Auge. 
[ ... 1 

Der Druck auf die Lehrerschaft erreich­
te jedoch nach dem 12 . März 1971 seit der 
faktischen Machtübernahme durch die hohen 
Militärs andere Dimensionen . Ein Abgeord­
neter der Republikanischen Volkspartei 
(CHP) aus I~el erklärte neulich im Parla­
ment , daß mit der sogenannten "Keule-Opera­
tion" vom Ministerpräsidenten Erim "3.510 
Lehrer wie Haschisch- Schmuggler in ihren 
Häusern aufgesammelt wurden. 1 . 517 wurden 
2-3 Tage festgehalten . Bis auf 29 wurden 
die anderen eine Woche festgehalten. 1I 2) 

Nach dem Verbot der Türkischen Lehrerge­
werkschaft wurden 1Qü TÖS Mitglieder, dar­
unter der bekannte Schriftsteller und Vor­
sitzende , Fakir Baykurt , sowie zahlreiche 
Vorstandsmitglieder, wegen "kommunisti­
scher Propaganda" , "UnterstützWlg und Schü­
rung der Anarchie", wegen "Besitz verbote­
ner BUcher tl angeklagt . Der Prozeß dauert 
noch an . [ .. . 1 

Die ökonomischen Verhältnisse Wld die 
politische Verfolgung veranlaGten über 
10.000 Lehrer die Türkei zu verlassen . Wei­
tere 10 . 000e warten darauf . 3) Sie sind 
vorwiegend in der Bundesrepublik Deutsch­
land als Hilfsarbeiter in der Industrie tä­
tig . Allein nach West- Berlin kamen über 
300 türki sche Lehrer. Durch die Initiative 
des Verbandes türkischer Lehrer4 ) konnten 
Uber hundert von ihnen als Lehrer für den 

t:i Unterricht ausländischer Kinder angestell t 

werden . Der Einstellung von pädagogisch 
nicht ausgebildeten Personen (die me i stens 
lukrativen Nebenbeschäftigungen nachgingen 
wie Reisebüro, TaxiWlternehmen, etc) konn­
te zum Teil mit ErfOlg entgegengewirkt wer­
den . 5) Von allen anderen ausländischen 
Vertretungen unterschieden sich die türki-
schen Behörden 
sigkeit zu den 
der türkischen 

durch ihre "Beziehungslo­
ungelösten Schulproblemen 
Arbeiterkinder • ., 6) Ebenso 

auffallend war ihre beharrliche Haltung, 
"daß kein türkischer Lehrer von den deut­
schen Schulver waltungen eingestellt werden 
darf, der nicht aus der Türkei direkt ver­
mittelt wurde . ,,7) 

So versuchte das türkische Konsulat in 
West- Berlin die türkischen Lehrer a ls 
tlKomnnmisten" oder als "wegen Sittlich­
keitsverbrechen in der Türkei vom Schul ­
dienst entlassen" darzustellen. 

Zur Vorbereitung einer Demonstration am 
12 . 9 . 71 für d ie Unterstützung der türki­
schen Armeen und des Militärregimes in der 
Türkei wurde in West- Berlin die Deutsch­
land- Sondernummer von "Yeniden Milli Müca­
dele (Neuer Nationaler Kampf) in Tausenden 
von Exemplaren verteilt . In dieser Zeit­
schrift, die auch in den Räumen des türki­
schen Generalkonsulats auslag, wurde er­
klärt: 
"Die meisten Lehrer , die aus der TUrke i 

nach Deutschland geschickt oder auf ver­
schiedenen Wegen herangezogen wurden , sind 
zu Propagandisten perverser Ideologien ge­
worden . Es i st notwendig , daß unsere Regie­
rung nach Deutschland besser ausgebildete ,· 
mit den nationalen Werten enger verbundene 
und zum Kampf mit perversen Ideen fähigere 
Lehrer SChickt. nB) 



Der militante islami sch-fanatische Kul­
tur- und Solidaritätsverein , der Mittr äger 
dieser Demonstra t i on , setzt die Het zkampa­
gne gegen die türkischen Lehrer fort . 
Unter der Uberschrift "Die Kommunisten 
propagieren das He identum" schre ibt sein 
Organ Nizam : "Die zahlenmäßig bekannten 
Kommunisten in Deutschland, die an den 

Schulen , in denen sich tUrkische Kinder 
befinden , als Lehrer tätig s ind, führen im 
Unterricht systematisch Propaganda für das 
Heidentum durch - gegen das Verhalten die­
ser Lakaien von Rußland und China , die kei­
ne Religion kennen , werden sowohl von deut­
scher , als auch von türki scher Seite keine 
Schritte unternommen. Diese Perversen tun , 
was s ie wollen . Diese Gekauften , die in 
den Unterrichtsstunden den türkischen Kin­
dern das Heidentum aufzwingen, machen 
selbstverständlich Propaganda gegen die 
Türkei, tadeln die türkische Nation und 
loben Rußland tl..71.d China . ,, 9) 

Mitte Oktobe r 1972 stellte die türki­
sche Regierung 29 "nach Bildungsniveau 
und Charakter hochwertige ll10 ) Lehrer für 
die Lehrtätigke i t in der Muttersprache in 
West- Berliner Schulen ein. Diese "Regie­
rungslehrer tt werden gewöhnlich aus e iner 
langen Bewerberliste nach Kriterien der 
Regimetreue und Beziehungen ausgesucht. Sie 
sind meistens Beamte der Schul verwaltung , 
[ . . . ) haben Diplomantenpässe [ • • . ) und er­
ledigen i m Konsulat Bür oarbeiten . Diesen 
Status benutzen sie als Druckmittel gegen 
die Eltern, damit die Kinder ihren Unter­
richt besuchen . (11Regierungslehrer" zu den 
Kindern : "Wenn ihr nachmi ttags n i cht zu 
mir kommt, verlängert das Konsulat die Päs­
se eurer Eltern nicht" oder "Wenn ihr nach­
mittags nicht zu mir kommt, bekommen eure 
Eltern 1 000 DM Geldstrafe.,,)11) Ein ande­
res Druckmittel ist die Drohung mit der 
Nichtanerkennung der deutschen Schulzeug­
nisse in der Türkei bei Nicht-Teilnahme an 
ihrem Unterricht. Für die Teilnehmer wer­
den " zweimal im Jahr vor den Märzfe rien 
und am Ende des Schuljahres Arbeitszeugnis­
se ausgehändigt , so daß diese Zeugnisse 
später bei der Rückkehr in die Türkei in 
der Hand ihres Kindes eine endgültige Be­
scheinigung darstellen . (Mit dieser Be­
scheinigung kommt das Kind in die Klasse, 
die es verdient hat.) ,, 12) 

Besonders an Sams agen, wo die meisten tür­
kischen Arbeiter ins Türki sche Generalkon­
sulat kommen, um ~hre Angelegenheiten zu 
erledigen, halten URegierungslehrer vor ih­
nen Reden und drohen mit Paßschwierigkeiten 

und Nichtane rkennung der Schulzeugnisse 
in der Türkei. Ein türkischer Lehrer, der 
zufällig da war und Fragen stellte , wurde 
vom Generalkonsul mit Gewalt hinausgewor-
1'en. 

"Regierungslehr er " ve r suchen auch, ihre 

vom Senat angestellten Kollegen vor den 
Kindern und Eltern zu dis kriminieren. 
("Wieviel Gehalt bekommt der andere türki­
sche Lehrer von den Deutschen? !! oder "Die­
se türkischen Lehrer werden von den Deut­
schen bezahlt ; deshalb halten sie zu den 
Deutschen rt ) und s i e fordern zum Boykott 
auf . ( " Ihr sollt nicht vormittags zu den 
anderen türki schen Lehrern gehen.") Weder 
fehlen Empfehlungen zur Au1'hebung der Ent­
fremdung, ("Ihr sollt keine ausgestellten 
Hosen tragen wie die deut schen Schüler. Wir 
lassen uns nicht germanisieren.") noch ver­
steckte Hinweise zur Religiosität ("Ihr 
sol lt mich nicht stör en, ich 1'aste .") 

In einer El ternversammlung an e iner 
West- Berliner Grundschule forderten die El­
tern nach der Rede e iner "Regierungslehre­
r~n" vollen Unterricht in türkischer Spra­
che auch am Vor mittag und drohten andern­
falls mit Boykott des Regelunterrichts ent­
gegen den Ausführungsvorschr~ften. Die 
schemati sche Anwendung der Ausführungsvo~­
schri f ten in einem Bezi rk wo der mutter­
sprachl i che Unte rricht am Vormittag an 
Grundschulen beinahe unters agt wird, unter­
stützt die II Regi erungsl ehrer", ihre Auto­
rität aufzubauen, und errichtet psycholo­
gische Barrieren gegen die Integration bei 
türkischen Eltern. 

Die Existenz der "Regierungslehrer" hin­
terläßt ihre Spuren organisatorisch auch 
im regulären Unterricht. Ein Schulleiter 
schlug den türkischen Lehrern, die vom Se­
nat eingestellt wur den , vor, daß s i e nur 
bis 12.00 Uhr unterrichten . Ab 12 . 00 Uhr 
sollten die Regierungslehrer unterrichten . 
In einer anderen Schule wurde eine Klasse , 
die e inen neuen Lehrer bekommen sollte , 
aufgeteilt. Der Unterricht wurde um die 
Unterrichtsdauer der "Regie rungslehre r" 
verkürzt. Schulämter könnten dazu neigen , 
zur Zeit keine türkischen Lehrer mehr ein­
zustellen, mit der Annahme , daß der Lehrer­
bedarf für die türkischen Kinder durch die 
"Regierungslehrer u gedeckt sei. 7 



WIR SIND EINE MILITÄRISCHE NATION 
Die türkische Nation i st eine militärische 
Nation. Die Türken haben 1m Militär und 1m 
KriegfUhren großes Anseben . Unsere Armeen, 
die von Krieg zu Krieg eilten, haben ihre 
Feinde immer besiegt. Hundert Jahre lang 
hat unsere Fahne auf drei Kontinenten ge­
weht. Unsere Armeen, wohin sie gegangen 
sind, sind im Siegesmarsch zurückgekommen. 

Attilas, Yildirims, Fatihs , Yavuz' , Ka­
nuniks, Atatürks sind große militärische 
Helden, die unsere Nation geschaffen haben . 
Einst wurde das Mittelmeer von Barbarossas, 
Turgut Kapitänen zu einer türkischen See 
gemacht . Atatürk sagte : "Ein Tlirke ist die 
Welt wert." Ein türkischer Soldat ist auch 
eine Armee wert. Der Türke hat im ~anakka­
lekrieg, im Befreiungskrieg und im Korea­
krieg sein großes Ansehen noch einmal ge­
zeigt. 

Denn wir sind eine militärische Nation. 
Militarismus, Ehre haben wir von unseren 
Vätern geerbt . Solange di e Welt besteht, 
bleiben wir so . 

Die türkischen Kinder, die heranwachsen , 
werden den Mut und die Uberlegenheit zei­
gen, die ihre Väter gezeigt ~aben. ~s 
Blut in ihren Adern ist von lhren Vatern. 
(Dieser Text wurde einem Lehrbuch entnom­
mGn, das vom Nationalen Erziehungsministe­
rium für die 2 . Klasse der Grundschule 
empfohlen wurde.) 13) 

Zusammenfassend läßt sich sagen, daß 
durch die Beschäftigung der "Regierungs­
lehrer" vielfältige Probleme pädagogischer 
und politischer Art entstehen: 
a) besonders für die jüngeren Kinder be­

deutet der zusätzliche Unterricht am 

Nachmittag eine unzumutbare Belastung; 
b) eine nationalisti s che und militaristi­

sche Erziehungsweise erschwert die Inte­
gration der türkischen Kinder; 

c) die "Regierungslehrer" ver suchen, auf 
die demokratisch gesinnten türkischen 
Eltern Druck auszutiben; 

d) s ie gefährden die Sicherheit der türki­
schen demokratischen Lehrer . 

Der Beschluß der Kultusmlnisterkonferenz 
vom 3 .1 2 .71 besagt: "Die ausländischen 
SchUler sollen die Möglichkeiten haben, 
auc~ am muttersprachlichen Unterricht teil­
zunehmen. Er wird in der Regel durch Leh­
rer des Heimatlandes erteilt. Die Länder 
entscheiden in eigener Zuständigkeit, ob 
dieser Unterricht innerhalb oder außerhalb 
des Verantwortungsbereiches der Kultusver-

B wal tung steht . 11 und 

"Es wird den Kultusverwaltungen der Länder 
empfohlen , mit den diplomatischen und kon­
sularischen Vertretungen der in Betracht 
kommenden Ausländergruppen sachdienlichen 

Kontakt zu pflegen." Aber "da die Schul­
pflicht in deutschen Schulen erfüllt werden 
muß, ist eine Rechtsgrundlage für die Er­
richtung nationaler Schulen als Ersatzschu­
len im Bereich der Grund- und Hauptschulen 
nicht gegeben .,,1 4) 

Der Zweideutigkeit in dem Beschluß ent­
sprechen auseinandergehende Tendenzen in 

den verschiedenen Bundes ländern. [ •.. ] 

Der DGB bezieht eine klare Position. Er 
"widerspricht der Auffassung des Auswärti­
gen Amtes der Bundesrepublik Deutschland, 
wonach u. a. der Unterricht fUr Kinder aus­
ländischer Arbeitnehmer nur von solchen 
Lehrern des jeweiligen tpartnerlandes' ge­

geben werden kann, deren Auswahl und Ent­
sendung den fremden Regierungen überlassen 
werden muß. Nach dem Grundgesetz fUr die 
Bundesrepublik Deutschland und den Verfas­
sungen der Länder sind auch ohne die Ände­
rung geltender Kulturabkommen für die schu­
lische Betreuung der Kinder ausländischer 
Arbeitnehmer die Kultusminister der einzel­
nen Bundesländer zus tändig . Da für diese 
Kinder die gleichen ge setzlichen Bestimmun­
gen wie für die deutschen Kinder gelten , 
unterliegt ihr Unterricht der deutschen 
Schulaufs i cht. Die s gilt ebenfalls für die 
an deutschen Schulen tätigen Lehrer. 

Der DGB erwartet von der Bundesregierung 
und den Länderregierungen, daß sie umgehend 
Maßnahmen einleiten. die sicherstellenJdaß: 
1 . Die SchulauIsicht über den Unterricht 

für ausländis che Kinder und tiber aus­
ländische Lehrer bei den Kultusministern 
der Länder uneingeschränkt verbleibt; 

2 . ausländische Lehrer also nur mit Einver­
ständnis der Kultusminlster Unterricht 
an deutschen Schulen erteilen dürfen; 

3 . ausländi sche Lehrer, die währ end des Un­
terrichts antidemokratische Ideen ver­
treten oder ents prechendes Lehrmaterla i 
für den Unterricht benutzen bzw . dulden, 
von ihrer Lehrtätigkeit entbunden wer­
den; 

4. ausländische Regierungen Lehrer, die an 
deutschen Schulen tätig sind, nicht ab­
berufen oder deren Abberufung verlangen 
können. weil sie ihre~ Unterricht auf 
der Grundlage der Verfassung der Bundes­
republik Deutschland erteilen." [ •.. ]1 5) 



Der "Verband türkischer Lehrer" unter­
stUtzt die Stellungnahmen der Gewerkschaf­
ten16) und stellt folgende Forderungen : 

1. Die Erteilung des Sachunterrichts in der 
Muttersprache für die ausländischen Kin­
der, die nicht in deutschen Regelklassen 
s ind, sollte innerhalb des Regelunter­
richts an allen Schulen , die betroffen 

s ind , gewährle i stet und einheitlich ge­
regelt werden . 

2 . Der Sachunterricht sollte dem Stunden­
plan für deutsche Kinder entsprechen und 
unter angemessener Berücksichtigung des 
heimatlichen Stundenpl ans durch demokra­
tische Lehrinhalte ergänzt werden . Ent­
sprechende Unterrichtsmittel müssen be­
reitgestellt werden . 

3 . Die ausländischen (insbesondere die tür­
kischen und griechischen) Eltern soll­
ten schriftlich in ihrer Muttersprache 
und über Presse, Rundfunk und Fernsehen 
darüber informiert werden , daß niemand 
sie gegen ihren Willen zwingen kann, ihr 
Kind zum Unterricht der "Regierungsleh­
rer ll zu schi cken . In dieser In1'ormation 
sollte das Angebot am muttersprachli­
chen Unterricht innerhalb des Regelun­
terrichts hervorgehoben werden . 

4. Es muß gewährleistet werden , daß die 
gle i chzeitige Anerkennung der hier er­
worbenen Zeugnisse durch die Heimatlän­
der auch ohne eine Teilnahme am Unter­
richt der "Regierungslehrer" ge regelt 
wird. 

5 . Das Lehr material in der Mutterspr ache, 
das im Unterricht verwendet wird, darf 
nicht demokrati sChen Grundsätzen, dem 
Grundgesetz und der Verfassung von West­
Berlin widersprechen und bedarf e iner 
Genehmigung durch die Senatsverwaltung . 

Al le demokratischen Organisationen wer­
den aufgerufen, diese Forderungen zu ver­
breiten und zu unters t ützen. 

Anmerkungen : 

1) Cumhuriyet (Tageszeitung) vom 18.10 . 
1972 

2) Yeni Ortam (Tageszeitung) vom 4.10.1972 

3) TÖB-DER (Wochenzeitung vom "Verband 
türkischer Lehrer zur Unterstützung und 
Solidarität" ) vom 1. 8 . 1972 Jh . I Nr . 31 

4) Memorandum vom 28 .12.1 970 in: Evangeli­
scher Informationsdienst Berlin, Heft 
3 , März 1971 

5) Unterricht für Kinder ausländischer Ar­
beitnehmer, verabschiedet vom Haupt­
vorstand der "GEW Landesver band Berlin" 
Juli 1972 

6) Doris Diamant : Ausländische Arbei ter­
kinder in der deutschen Schule, in: 
Gastarbeiter-Analysen und Berichte, 
hrsg . Ernst Klee, Suhrkamp Verlag 1972, 
S . 76 

7) ebenda 
8) Vorwärts , vom 2 .3.1 972 , S . 8 
9) Nizam, September 1972, Organ des Kul­

tur- und Solidaritätsvereins e.V ., 

10) 

1 Berlin 36 , Kottbusserstr . 27 

SChulprobleme der türkischen Arbeiter­
kinder in Europa (türk . ), hrsg . Natio­
nales Erziehungsministerlum , Ankara 
1970 , S. 36 

11) Diese und folgende Zitate sind Inter-

12) 

views mit türkischen Lehrern entnommen 
(Protokolle) 
Werbeflugblatt eines "Regi erungsleh­
rers "ehepaars vom 16.10.1972 an ei ner 
Kreuzberger Grundschule 

13) BUtUn derslerin kitabi, Ilkokul Sin1~ 
2 , Ekim 1971, Istanbul, S . 208- 216 

14) 

15) 

16) 

Unterricht für Kinder ausländi scher 
Arbeitnehmer , Beschluß der KMK vom 3 . 
12.71, in: Lehrer und Schule, Februar 
1972, S . 10 
DCS Forderungen zum Unterricht fUr Kin­
der ausländisch er Arbeitnehmer, in: 
Berliner Lehrerzeitung , Nr.3/1972 ,S . 4 
Der GEW-Landesverband Berlin z.B. hat 
am 18.10 . 72 eine Resolution verfaßt , 
die in ihren Forderungen mit dem ooB 
im wesentlichen übereinstimmte und die 
gegen den politischen Druck protestier­
te, den die II Regierungslehrer" mit der 
Androhung des Paßentzuges auf die tür­
kischen Eltern ausüben . (Im Dokument 
S . 14) 

(Quelle : hektografiertes Material des Ver­
bandes türkischer Lehrer 1n der 
BRD und in West- Berlin vom 27 .10 . 
1972) 
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BRD/UNO 

~ürgen Ostro\Nsky: 

BRD- Mitgliedschaft 

UNO und das südliche 

• In der 

Afrika 

Traditionell betonen die Banner Regierungen 
ihre Prinzipientreue zu den Grundsätzen der 
Charta der Vereinten Nationen . Im IIJahres­

bericht der Bundesregierung 1971 11 z.B. hieß 

es : "Die Bundesregierung war auch (!) 1971 
bestrebt , an der Erfüllung der Aufgabe der 
Vereinten Nationen mitzuwirken. Die Politik 
der Bundesregierung entspricht den Zielen 
und Prinzipien der Charta der Vereinten 
Nationen : Sicherung des Friedens, des 
Selbstbestimmungsrechts und des Fortschritts 
in allen Bereichen der internationalen Zu­
sammenarbei t" (S. 180) . 

Dieser Anspruch wurde massiv in Frage 
gestellt als Anfang Dezember die ehemalige 
Beamtin des britischen Außenministeriums 
und jetzige Angehörige der Londoner Or gani­
sation "Freunde Namibias" (das von der Re­
publik Südafrika annektierte SUdwestafri­
ka), Barbara Rogers, in scharfer Form gegen 
di e zu erwartende Aufnahme der Bundesre­
publik als Vollmitglied in die Vereinten 
Nationen Stellung bezog : "Ein Beitritt mUs­
se davon abhängig gemacht werden, ob die 
Bundesregierung die Boykottresoluti on der 
Vollversammlung beachte , die sich gegen 
Auslandsinvestitionen in Namibia wendet" 
(Frankfurter Rundschau v. 8.12 . 72) . Nach­
weislich hält sich die Bundesregierung 
daran ebensowenig wie gegenüber der Repu­
blik Stidafrika (RSA), den portugiesischen 
Kolonien oder dem rassisti schen Rhodesien . 

Als Grund hierfUr nannte die britische 
Politikerin das "Netzwerk (west-)deutscher 
Interessen, einschließlich wirtschaftli-

10 eher" (FR). Über 30 000 deutschstämmige 

Siedler profit ieren als Farmer, Beamte , In­
genieure und Firmenbesitzer von der Ausbeu­
tung der "eingeborenen" Bevölkerung . 

Westdeutsches Kapital findet in Namibia 
lukrative Bedingungen vor : reiche Boden­
schätze , an deren Ausbeutung bereits Klöck­
ner sowie u . a . die Otavi Minen- und Ei s en­
bahn- Gesellschaft teilnehmen; ein durch 
das Apartheid-System geschaffenes Reservoir 
billigster Zwangs-Arbeitskräfte , die bru­
tale Niederwerfung von Arbeitskämpfen und 
politischen Streiks (vgl. AlB Nr 3/1972 , 
man fand Massengräber von der südafrika­
nischen Polizei .Ermordeter, Folterungen 
und Deportationen sind an der Tagesordnung). 

Von diesen politischen Rahmenbedingungen 
profitieren auch deutschstämmige Schaf­
züchter und westdeutsche Rauchwarenprodu­
zenten und -importeure für Karakulfelle. 

Die letzte Resolution der Vereinten Na­
tionen zur Republik Südafrika "verurteilt 
die anhaltende und wachsende Kooperation 
bestimmter Staaten und ausländischer Kapi­
talinteressengruppen mit Südafrika auf mi­
litäriscbem, wirtschaftlichem und anderen 
Gebieten" (Resolution 2923 E (XXVII) ). Sie 
wurde Anfang Dezember gegen die Stimmen 
eines lI ehernen Kerns" - der USA , Großbri­
tanniens , Portugals und der RSA selber -
angenommen . 

Die Resolution lIunterstutzt mit Nach­
druck die Bemühungen aller in Südafrika am 
Kampf gegen Apartheid und ihre abscheuli­
chen Folgen Beteiligten" und "bestätigt die 
Legitimität des Kampfes des unterdrückten 



Volkes von Südafrika ,,' mit allen verfüg­
baren Mitteln" , Die Solidarisierung mit 

dem Kampf der unterdrückten Afrikaner ver­
bindet die Resolution mit der Aufforderung 
an Regierungen, Institutionen und nationa­
le wie internationale Organisationen , lider 
nationalen Bewegung des unterdrUckten Vol­
kes von Südafrika ' .• größere Unterstützung" 
zukommen zu l assen . Sie appelliert an "al_ 
le Organisationen, Institutionen und 1n­
formationsmedien, ... 1973 verstärkte und 
koordinierte Kampagnen mit (u . a.) folgen­
den ZielenIl zu organisieren : 
- "Einstellung jeglicher militärischer, 

wirtschaftlicher und politischer Zusam­
menarbeit mit Südafrikai 

- Unterbindung aller Aktivitäten ausländi­
sche r ökonomi scher Interessen " .; 

- Erschwerung der Auswanderung nach Südaf­
rika, insbesondere der von Facharbei­
tern; 

- weltweite Sammlung von UnterstUtzungs­
beiträgen fUr die Opfer der Apartheid 
und der Freiheitsbewegung des unterdrück­
ten Volkes von Südafrika" . 

Die Bundes regierung verweigerte zwar 
die Übernahme von lnvestitionsgarantien 
fUr die Uranausbeutung in Namibia durch die 
Frankfurter Urangesellschaft , hatte diese 
aber zuvor jahrelang mitfinanziert und war 
erst zurUckgewichen als im Gefolge der Ca­
bora- Bassa-Diskussionen dieser Fall zuviel 
Aufsehen erregte: Alle anderen westdeut­
schFn Investitionen in den rassistisch und 
\Jlonialistisch unterdrUckten Staaten des 
sUdlichen Afrika s ind weder beeint rächtigt 
noch werden s ie etwa se i tens der Bundes­
regierung verur teilt, sieht man von den 
vorsichtigen Di stanzierungen Mini ster Epp-

lers ab . Vielmehr hielt 1m letzten Sommer 
der SPD-Pressesprecher Schulz den Befürch­
t ungen des CSU- Politikers Höcherl , daß ein 
Wahlsieg der SPD/FDP das gute Verhältnis 
zur RSA belasten werde, entgegen : Die Be­
ziehungen seien nicht nur ausgezeichnet, 
sie wUrden es auch bleiben (SPD- Presse­

dienst v . 25 . 7 . 1972) . 

Nicht nur die Praxis , auch solche Be­
kenntnisse strafen ~ie offiziell so beton­
te Verbundenheit mit den Prinzipien der 
Vereinten Nationen LUgen. 

Die Aufnahme der BRD in die UNO wird 
neue Möglichkeiten bieten , auf die Bundes­
regierung Druck auszuUben, wenn sie uner­
bittlich mi t ihren Pfl i chten als Vollmit­
glied konfrontiert wird. 

Berichtigung 

In der letzten Ausgabe des AlB blieben 
die Verfasser des Artikel s "Materiali en zur 
polit-ökonomischen Entwicklung Tanzanl as" 
versehentl i ch unerwähnt. Er wurde geschrie ­
ben von Verena Mangold und Klaus Metze . 

Die Verfasser der redaktionellen Teile 
zum Thema Indochina waren J . v .Freyberg, 
F .Werkmeister und B.Schilling. 

Adressenänderungen 

bitte 

r e c b t z e i t i g 

bekanntgeben 
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SOCAFRIKA 

M. Williams - Shope J 

R.E. Simons • • 

Appell an die Solidarität mit den 
südafrikanischen Arbeitern 

Der sUdafrikanische Gewerkschafts kongreß 
SACTU (= South African Congress cf Trade 
Unions) wurde 1955 gegründet. Er vereinigt 
Lohnabhängige verschiedener Rass en und 
fUhrt einen scharfen Kampf gegen die Apart­
heldpolitik des sUdafrikani schen Regimes . 
Im Gegensatz zu den "we ißen" Gewerkschaften 
1st er verboten und seine Mitglieder wer­
den verfolgt . 

Mark Wl11i~5-Shope , der Generalsekretär 
der SACTU und Ray E. Simons, fUhrendes Mit­
glied , wandten sich mit diesem Appell an 
die Internationale Arbe i tskonferenz in Genf. 
Diesem höchsten Organ der "Internationalen 
Arbeltsorganlsation" (I.L . O.) (Wir tschafts­
und Sozia~rat der UND) gehören 115 Mit­
gliedstaaten an . 

(Quelle: 

[ ... 1 

Memorandum des SUdafrikanischen 
Gewerkschaftskongresses an die 57 . 
Sitzung der Internationalen Ar­
beitskonferenz in Genf, 7 . - 27. 
Juni 1972) 

LOHNUNTERSCHIEDE ZWISCHEN WEISSEN UND 
AFRIKANISCHEN ARBEITERN IN SUnAFRIKA (S. A. ) 

Das durchschnittliche Pro- Kopf- Einkommen 
der weißen Arbeiter ist mehr al s dreizeno­
mal höher als das der afrikanischen Arbei­
ter. Die Ursache dafür ist das Fehlen po­
litischer Rechte fUr den Afrikaner; diese 
Tatsache wiederum ist dafür verantwortlich, 
daß der Afrikaner keinE Gewerkschaften 
gründen kann, die aufgrund ihres rechtli­
chen Status kollektiv mit Arbeitgebern und 
Regterung verhandeln könnten . Damit wird 
der afrikanische Werktätige zu einem blo-

ßen Werkzeug in der Hand der Herrschenden; 
er hat keine Möglichkeit, die Meinung der 
weißen Wählerschaft in Südafrika zu beein­
flussen. 

Die Einkommensunterschlede zwischen 
schwarzen und weißen Arbeitern sind in der 
Tat sehr groß. Im Jahre 1970 bestand in der 
südafrikanischen Industrie zwischen den 
Löhnen von Gelernten und Ungelernten ein 
Verhältnis von fast 6 zu 1; in den USA und 
Kanada beträgt dieses Verhältnis weniger 
als 1,5 zu 1. In der Industrie und 1m Bau­
wesen ist dementsprechend der Verdi enst der 
Weißen 5 , 8 bzw. 6,5 mal höher al s der der 
Afrikaner, während 1m Bergbau die Löhne der 
Weißen f ast zwanzigmal höber sind. 

Die folgende Statist ik1) wird dies ver­
deutlichen. 

MONATLICHE DURCHSCHNITTS (BAR-)VERDIENSTE 
DER ETHNISCHEN GRUPPEN (4 . Quartal 1970) : 

Monatl. Im Verhältnis zum 
Bergbau Ver dienst Verdienst der Af-

in Rand 2) rikaner ( ftfr. =1 ) 

Weiße 360,80 19,7 
Farbige 75 , 20 4,1 
ASiaten 98,90 5,4 
Afrikaner 18,30 1,0 

Industrie 

Weiße 307,20 5 , 9 
Farbige 73,60 1,4 
Asiaten 77,40 1,5 
Afrikaner 52,30 1, 0 



Bauwesen 
Weiße 325, 30 6,5 
Far bige 109,60 2 , 2 
Asiaten 150 , 40 3 , 0 
Afri kaner 49,90 1, 0 

Elektrizität 
Weiße 369,10 6,7 
Farbig e 76 , 70 1 ,4 
Afrikaner 53 , 30 1,0 

Bank- u . Bauge s ellschaXten 
Weiße 298 , 20 4,5 
Farbige 80 ,40 1 , 2 
As i aten 106 ,80 1 ,6 
Afrikaner 66 ,90 1 , 0 

Zentralregierung 
Weiße 282,10 6 , 3 
Farbige 114,30 2,6 
As i aten 114,70 2 , 6 
Afrikaner 44 ,80 1,0 

Provinzverwaltungen 

Weiße 224 , 30 6 , 2 
Farbige 59 , 20 1,6 
Asiaten 73,50 2,0 
AfriRaner 35 , 90 1,0 

Lokale Ämter 
WeiBe 293 , 60 6 , 5 
Farbige 85 ,90 1,9 
Asiaten 60 , 20 1,3 
Afrikaner 45 ,00 1,0 

S. A. Ei senbaim 
Weiße 295 , 30 5 ,6 
Farbige 70,00 1,4 
Asiaten 53 ,80 1 ,0 
Afrikaner 52 , 30 1 , 0 

Landwirtschaft 
Weiße - meistens Ei gentümer, nur wenige 

Arbeitnehmer 
Farbige 12,92 1 , 9 
Asiaten 16 ,03 2 , 3 
Afrikaner 6 ,92 1 ,0 

WIDERSTAND DER SCHWARZEN ARBEITER IN S.A . 
GEGEN GEWALTHERRSCHAFT UND UNTERDRUCKUNG 

Nach all dem Gesagten mögen die Delegier­
ten zu Recht fragen: Was können die Arbei­
ter sel bst tun, wie kann ihnen geholfen 
werden, was erwarten s ie von ihren werktä­
tigen Brüdern in anderen Ländern? Was mUs­
sen die Werktätigen derjenigen wes tlichen 
Länder unternehmen, die in Südafrika enga­
giert sind? Solche Fragen können die Del e­
gierten an uns stellen. Wir wollen ver su-

ehen, s ie zu beantworten. 

In der Erkl ärung zu den Grundsätzen des 
Südafrikanischen Gewerkscha f tskongresses , 
angenommen auf der 1.Nationalen Jahre skon­
ferenz in Kapstadt, 1956 , heißt es, 11 • • • 

die Organisierung der Arbeitermassen fUr 
höhere Löhne , bessere Lebens- und Ar be l ts­
bedingungen, 1st unauflöslich mit dem ent­

schiedenen Kampf für politi sche Rechte und 
die Befr eiung von allen unterdrückenden 
Praktiken und Gesetzen verknüpft . . . Allei-
niger Kampf für ökonomische Rechte . .. oh-
ne Teilnahme am allgemeinen poli tischen Be­
freiungskampf würde die Gewerkscba~tsbewe ­
gung (in SUdafrika) zur Nutzlos igkeit und 
zum Verrat an den Interessen der Arbeiter 

verurteilen ." 

Die unterdrückten Arbeiter SUdafrikas 
haben es konsequent abgelehnt, sich der Re­
pression zu beugen . Der Widers tands kampf 
im Land wird fortgesetzt j Stre iks von Af­
rikanern beginnen um sich zu greifen an 
Stelle von Regierungsterr or und Pol izeige­
walt. 

REGIERUNGSAMTLICHE STATISTIKEN MIT VER­
GLEICHENDEN ANGABEN OBER DIE ARBEITSAUSFÄL­
LE IN DER FUNFJAHRESPERIODE VON 1966- 70 

1966 wurde in SUdafrika 98mal gestreikt , 
3 . 253 Schwarz e und 1 . 862 Weiße nahmen an 
den Arbeitsniederlegungen teil; 1967 waren 
es 76 Streiks , an denen s ich 2.874 Schwar­
ze und 657 Weiße beteiligten ; die Zahlen 
für 1968 lauten: 56 Streiks , 1 . 705 schwar­
ze und 248 weiße Streikende; im Jahre 1969 
gab es 78 Str e i ks mit 4 . 232 Schwarzen und 
207 Weißen und im Jahre 1970 gab es in 
SUdafrika 76 Streiks , an denen sich '.303 
Schwarze und 865 Weiße beteiligten . 3) 

Der Regierungsbericht fährt dann folgen­
dermaßen fort : 
"1970 gab es 18 Arbeitskonflikte, 1n die 
Bantus verwickelt waren und die ohne Ar­
beitsausfall beigelegt wurden . In diese 
Streitigkeiten war en insgesamt 588 Bantus 
verwickelt , im Vergl e i ch zu 30 sol che r Vor­
fälle im Jahr e 1969, an denen 1 . 682 Bantus 
beteiligt waren . Durch das rechtzeitige 
Eingre i fen der Beamt en des Bantu Labour 
Office konnten eine große Zahl von Beschwer­
den, die Anlaß zu Konflikten hätten geben 
können, ohne Arbeitsausfall beigelegt wer­

den. 

Bantus waren an 28 Arbeitsniederlegungen 
beteiligt, di e nach dem Gesetz als 'Streiks ' 
betrachtet werden können. (Bantu Labour 
settlement of Dispute Act, 1953 ). Zusammen 13 



nahmen 2.157 Bantus an diesen Streiks teil, 
die hauptsächlich von Lohnforderungen und 
dem Verlangen nach anderen Arbeitsbedingun­
gen ausgingen . ,,4) 

"[ ... l Darüber hinaus gab es 35 Streitig­
keiten, die Arbeitsunterbrechungen mit 
sich brachten, die aber im Sinne des Geset­
zes nicht als Streiks angesehen werden kön­
nen. Insgesamt waren 1.053 Bantus in diese 
Art von Streitigkeiten verwickelt, die 
hauptsächlich aus Mißverständnissen her-
rühr· t ,,5) en. 

Dieses Bild mag durch den Hinweis er­
gänzt werden, daß im Regierungsbericht kei­
ne Bolehen Proteste aufgeführt sind, die 
gegen die Erhöhung von Bustarlfen, gegen 
ZugunglUcke, Mieterhöhungen usw. gerichtet 
waren. Denn diese Konflikte fallen nicht 
unter die Kategorie der Streiks oder Ar­
beitsniederlegungen, wie s ie in den Bestim­
mungen der Gesetze tiber sUdafrikanische 

Verhältnisse in der Industrie definiert 
ist. (Industrial Conciliation Act and Ban­
tu Labour (Settlement of Disputes) Act .) 

Die Delegierten werden sich erinnern , 
daß sich ger ade 1m vorigen Jahr beinahe 
wieder ein neues Sharpeville6 ) er eignet 
hätte, als Uber 10 . 000 Arbeiter in Gelvan­
dale, Port Elizabeth, an einer massiven 
Protestdemonstration gegen die Erhöhung der 
Bustarife teilnahmen, bei der die Polizei 
das Feuer eröffnete und 10 Menschen verwun­
dete, darunter ein Mädchen von 15 Jahren. 

Auch eine andere große Protestdemonstra­
tion, die in Hammersdale nahe bei Durban 
stattfand, wird noch in Erinnerung sein: 
15 . 000 afrikanische Arbeiter hatten sich 
daran beteiligt, um gegen die Erhöhung der 
Bustarife zu protestieren. Die Polizei 
schoB und tötete einen Arbeiter; andere 
wurden niedergeknUppelt. 

Bei der BetraChtung all dieser Aktionen 
von schwarzen Arbeitern in SUdafrika soll­
ten wir bedenken, was dies in einem Land 
bedeutet, das mit faschistischen Methoden 
regiert wird; in einer Zeit finsterster po­
liti scher Reaktion, die nur mit den Tagen 
Hitler-Deutschlands vergleichbar i s t und in 

der schon auf den geringsten Versuch einer 
Arbeiterorganisierung und eines politischen 
Protests mit der gnadenlosen Unterdrückung 
durch die Herrschenden geantwortet wird. 

Alle diese Aktionen wurden von den Be­
teiligten als allgemeiner Protest verstan­
den, als Protest gegen das gesamte System 
der UnterdrüCkung, das von der stidafrikani­
sehen Regierung im Namen der "Rettung west-

licher Zivilisation und Kultur" vor den 

"Barbaren" oder der sogenannten "Ausbrei­
tung des Kommunismus" auf dem afrikanischt:n 
Kontinent aufrechterhalten wird. 

Diese Aktionen stellen einen allgemeinen 
Protest gegen Hunger und Elend , gegen Tu­

berkulose, Kwashiokor7 ) und andere Krank­
heiten dar, die die Kinder in einem Land 
des Reichtums einen frUhen Tod erleiden 
l assen j mit diesen Aktionen sollte prote­
stiert werden gegen die Ze rsplitterung Süd­
afrikas in 50 viele 'stans' - Bantustans, 
Europeanstans , Colouredstans und Indian­
stans - denn das i st heutzutage die tat­
sächliche Lage in SUdafrika. Es i s t nur 
zeitbedingt, daß dies bisher noch nicht in 
einer massiven politischen Forderung und 
Aktion Ausdruck gefunden hat. 

Die Arbeiter und all die geqUälten Mas­
sen in SUdafrika akzeptieren den Betrug 
mit den Bantustans oder der separaten Ent­
wicklung nicht . Sogar diejenigen, die au­
genblicklich von der Regierung als Führer 
dieser Bantustans angesehen werden, akzep­
tieren ihn nicht. Sie wurden niemals um Rat 
gefragt, ihre Meinungen wurden nie berück­
sichti gt, die Regierung machte s ie einfach 
zu Werkzeugen ihres Willens. 

Die schwarzen SUdafrikaner, die Produ­
zenten des Reichtums dieses Landes, sind 
alle einig in der Ablehnung der Auf teilung 
SUdafrikas in ethnische oder rassische 
Gruppen. Wir verstehen uns als Teil des 
ökonomischen Ganzen dieses Landes , nicht 
von "Bantust811s " oder "Bantuhomelands", 
sondern von Südafrika als einer Einheit . 

Man muß daher bedenken, daß wir uns ver­
pflichtet fUhlen sollten, das Schicksal von 
Süd afrika bestLmmen zu helfen, und nicht 
das irgendeines " s tans" . Wir betrachten 
SUdafrika als unteilbare Einheit . Das ist 
die Politik unserer Organisation, des SUd­
afrikanischen Gewerkschaftskongresses, und 
das i st die Politik der gesamten Befrei­
ungsbewegung in SUdafrika . 

Daß wir uns mit dieser Politik den Zorn 
der sUda~rlkanischen Regierung zugezogen 
haben, i st wohlbekannt. SUdafrikanische Ge­
~ängnisse s ind übertullt mit unseren Füh­
rern und Genossen. Zehntausende von Gewerk­
schaftern, politischen/ Führern und Aktivi­
sten gehen in südafrikanischen Gefängnis­
sen zugrunde, weil s ie es wagten, für die­
se Art von Politik einzutreten, die im Ge­
gensatz steht zu der Regierungspolltik des 
Rassenfanatismus und der Gewalttätigkeit 
gegenUber unserem Volk. 



Die schwarzen Arbeiter von Südafr ika 
sind entschlossen , für diese Ziele zu kämp­
fen . Sie wissen, daß dies ihre historische 
Aufgabe ist . Aber indem sie diese Ent­
scheidung treffen, brauchen sie ~ un­
eingeschränkte Solidarität und Aktion . 

Wir möchten klar und kategor isch fest ­
halten , daß , sowe i t es die schwarzen Arbei­
ter und das Volk von SUdafr ika betri fft, 
diese wissen, daß die Hauptlast ihrer Be­
f r ei ung aus dem Gri ff des faschist i schen 
Te r ror s und der Gewalt in i hr er eigenen 
Ver antwortung verbleibt. Gleichzeitig je­
doch sind wir davon überzeugt , daß diese 
Verantwor tung all gemein ist und ein positi­
ves Anliegen der gesamten Menschheit , ganz 
besonders jedoch das unserer werktät igen 
Brüder und ihrer Gewe r kschaf tsbewegungen 
in der ganzen Welt . Das gilt auch für Re­
gierungen, Arbeitgeber- Organisationen, po­
litische Parteien , Frauen und Jugendl iche 
und für r eligiöse Kör perschaften. Der Kampf 
der Arbeiter und des Volkes von SUdafr ika 
ist ein gerechter Kampf für die grundlegen­
den Menschenrechte, die in den Verfassungen 
aller demokratischen Länder verankert sind. 
Es ist ein Kampf für die Grundprinzipien 
der Demokratie selbst. 

Den westlichen Regierungen,Unternehmern, 
Werktätigen, Frauen, der Jugend und den 
Studenten- Organisationen, den politischen 
Parteien aller Art und sozialen und kultu­
rellen Institutionen, in deren Namen die 
Regierung von Südafrlka die westliche Zi­
vilisation zu verteidigen behauptet, ist 
jedoch der Ernst der südafrikanischen Si­
tuation nicht bewußt . Wer in die Wirt­
schaft dieses Landes investiert, kann dies 
natürlich nicht sehen, solange dieses Land 
ein gewirmträchtiger Ort für InvE;.stiti onen 
ist: mit niedrigen Steuern und hohen Pro­
fiten; mit afrikanischen Arbeitern ohne 
organisierten Schutz, die so eine Quelle 
billiger Arbeitskraft darstellen. Westli­
che Regierungen ermutigen Investoren, Ge­
schäfte mit oder in Südafrika zu machen, 
da derartige Wirtschaftsbeziehungen in fi­
nanzieller Hinsicht gut kalkulierte Unter­
nehmungen sind. 

Es ist eine Tatsache , daß Südafrika, 
obwohl es geographisch und physikalisch 
zum afrikanischen Kontinent gehört und 
nicht Mitgl i ed des Nordatlantik-Paktes ist, 
praktisch und in Wirklichkeit wirtschaft­
lich und militärisch ein Mi tglied des NATO­
Blocks ist. Was es unserem Volke antut, um 
es zu beherrschen und zu kontrOllier en , 
behauptet es zur Ver te i di gung der Int eres-

s en der Länder des NATO- Blocks zu tun - ih­
rer Zi vil isati on , Kul tur , und vor allem ih­
rer Invest i tionen und ihrer ries i gen Pr ofi­
te. 

Wir möchten hi er und jetzt feststellen, 
- und das i st keine Dr ohung , sondern e i ne 
unbequeme Tatsache - daß an Südafrikas 
Grenzen de r Bürgerkri eg s t eht - in Mozam­
bique , Nami bi a, Angol a etc . - , und wenn e s 
nicht sofor t Veränder ungen in Ri cht ung auf 
gr ößere politische . wirtschaft liche. kul­
tur el le und soziale Ger echtigke i t gibt . 
wi rd mi t Gewißheit ein Bürgerkrieg ausbre­
chen. den ke ine Polizei. ke ine Ar mee und 
keine Gewehre verhindern werden . 

Antiimperialistisches 
Infonnationsbulletin 
Informationen über anti· 
imperilistische Bewegungen 
Asiens, Afrikas, 
Lateinamerikas 

In vielen Orten der BRD wird in den 
kommenden Wochen die Solidarität mit 
den kämpfenden Völkern von Angola, 
Guinoa·Bissau und Mocambique _. 
stärkt werden. Zur Untorstiitzul1fl di_ 
Aktionen und Voranrtaltungon hat da. 
AlB folgende Materialien horau_. 
bon: 

1. Referat und Materialien über den 
Kolonialk.rieg Portugals gegen die 
Völker von Angola, Guinea-Bissau 
und Mocam bique 
77 Seiten 
Preis: 3,50 DM , 
bei Abnahme von 10 u. mehr Exem· 
plaren: 2,80 DM 

2. Wandzeitung: Solidaritä't mit den 
Völkern von Angola, Guinea-Bissau 
und Mocambique 
DlNAl 
Preis: 1.- DM 

3. Fotoausstollul1fl 15 Fotos (DlN A 3); 
Themen: Kolonialterror; Kampf der 
Befreiungsbewegungen ; Aufbau in 
den befreiten Gebieten 
Preis: 30,- DM, 
bei Abnahme von 10 u. mehr Exem· 
plaren 20.- DM 

4. Plakat 
Aufruf zur materiellen Hilfe für die 
Befreiungsbewegung MPLA, PAIGC 
und FRELIMO 
DlNAl 
Preis: 1,- DM 

Bestellungen bei: 
Antiimperialistischelln!ormatiombuUe­
tin 
p.A. Ba,ba", Schillinl 
355 MarburrlLahn 
Liebi,.t,. 46 
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Westliche Regierungen, Arbeitgeber und 
Arbeiter, je die westlichen Länder in ihrer 
Gesamtheit werden in gleicher Weise verant­
wortlich sein wie die weiße sUd afrikanische 
Gesellschaft . Wir MÜssen dieser unbequemen 
Tatsache ins Auge sehen . Di e Hauptverant­
wortung für die bevorstehenden gewaltsamen 
Auseinandersetzungen in Südafrika , die ge­
genwärtig bis an die Grenzen des Landes 
vorgedrungen sind . ruht vor allem auf den 
Schultern der Weißen Gesellschaft in SUdaf­
rika. 

Es ist der Weiße Mann . der den Schwarzen 
Mann daran hindert . in den gleichen Städten 
und auf den gleichen Farmen zu leben (wie 
er) ; der ihn daran hindert. seine legiti­
men politischen Forderungen in der üblichen 

demOkratischen Weise zu äußern . 

Die weißen Herren Südafrikas wollen , daß 
die Afrikaner in das Hinterland SUdafrikas 
zurüCkgedrängt werden , wo es keine Indu­
strien und keine Arbeitsplätze gibt. Sie 
behaupten, daß es in den Bantu Homelands 
Grenzland-Industrien geben wird . Aber nach 
den eigenen Statistiken der Regierung ha­
ben diese Industrien in der Zeit von 1960 , 
als man sich den Pl an der Grenzland- Indu­
strien ausgedacht hat, bis Ende 1969 nur 
fUr 81 . 000 afrikanische Arbeiter Arbeits­
plätze zur Verfügung gestellt, während da­
nach in den Grenzlandfabriken 10 . 500 Weiße 
fUr leitende Funktionen eingestellt wur­
den. 

Unsere WUnsche zur Unterstützung der Afri­
kaner : 

(al An die Regierungen : 
Wir wünschen, daß unseren VorwUr fen durch 
Taten und nicht durch Worte entgegengetre­
ten wird. Bisher haben sich die ON- Dele­
gierten westlicher Regierungen - angefUhrt 
von Großbritannien - bei kritischen Fragen, 
die Südafrika betrafen , stets enthalten. 
Großbritannien , Frankreich, die USA , Ita­
lien und Japan haben immer diese Haltung 
eingenommen , sowohl im Sicherheitsrat als 
auch in der Vollversammlung der Vereinten 
Nationen . Sich einer direkten Stellungnah­
me zu enthalten , bedeutet eine indirekte 
Unterstützung der Regierung von SUdafrika 
und ihrer Politik . 
Daher sagen wir, daß diese Regierungen ih­
re Position gegenüber Südafrika überprüfen 
mUssen. Entweder sind sie fUr die herrschen-

~Ei de faschistische Regierung von Südafrlka 

oder aber sie stehen auf der Seite des 
Schwarzen Volkes und stimmen gegen Südaf­
rika. Es kann keinen dritten Weg in dieser 

Frage geben . 

(bl An die Arbeitgeber : 
Die Arbeitgeber fordern wir auf , die Exi­
stenz und die Präsenz der afrikanischen Ar­
beiter in ihren südafrikanischen Filialen 
zur Kenntnis zu nehmen. Damit meinen wir: 
Erkennen Sie sein Recht an , eine Gewerk­
schaft zu grUndenj sein Recht, mit Ihnen an 
einem gemeinsamen Verhandlungs tisch zu sit­
zen, und sein Recht , die allgemeinen und 
besonderen Probleme seiner Kollegen zu dis­
kutieren . Hören Sie damit auf, die Polizei 
zu rufen, um seine Versammlungen in den 
Umkleideräumen Ihrer Fabrik zu sprengen , 
und regeln Sie Meinungsverschiedenheiten 
zwischen sich und Ihren afrikanischen Ar­
beitern , wie Sie es mit weißen Arbeitern 
tun . Unterstützen Sie die bei ihnen be­
schäfti gten Arbeiter in ihrem Kampf für die 
völlige Abschaffung der Rassenschranke in 
bezug auf Löhne , Arbeitsmöglichkeiten und 
Ausbildungschancen; für die Einführung der 
Lehrlingsausbildung für afrikanische Arbei­
ter und für Fortbildungsmöglichkeiten am 
Arbeitsplatz für alle , entsprechend ihrem 
Anteil am Arbeitsmarkt . Zahlen Sie afrika­
nischen Arbeitern den gleichen Lohn wie an­
deren ethnischen Gruppen , die Ihr Unterneh­
men in Südafrika beschäftigt. 
Wir wissen , daß Sie in der Lage sind, dies 
zu tun, und daß es kein Gesetz gibt, das 
Sie daren hindert. 

An unsere werktätigen Brüder : 

Zu unseren werktätigen Brüdern in Westeuro­
pa, den Vereinigten Staaten von Amerika und 
anderswo sagen wir : 

(al UnterstUtzt die Initiative und Aktion 
der UN- Vollversammlung, wie sie sich in ih­

rer Resolution Nr. 2671 (XXV) vom Dezember 
1970 niederschlägt: Dort werden Regierun­
gen, Organisationen, politische Parteien, 
Sportkörperschaften und Gewerkschaftsorga­
nisationen aufgerufen, Itden nationalen Be­
freiungsbewegungen des unterdrückten Vol­
kes von Süd afrika in ihrem gerechten Kampf 
gegen die Apartheidpolitik moralische, po~ 
litische und materielle Unterstützung zu 
gewähren" . Die Initiative der UN- Vollver­
sammlung enthält den Gedanken , eine inter­
nationale Gewerkschaftskonferenz abzuhal-



ten, um Richtlinien für Aktionen zu erar­
beiten, die die Gewerkschaftsbewegung von 
1972 an gegen die Apartheid unternehmen 
könnte. 

(b) Übt Druck auf die Arbeitgeber in Eurem 
Land aus, die Zweigunternehmen in Südafri­
ka unterhalten, damit sie dort afrikani­
schen Arbeitern die gleichen Löhne zahlen, 
die sie in Euern Ländern zahlen; damit s ie 
ihnen gleiche Arbeits- und Ausbildungsmög­
lichkeit en geben und ihr Recht zur Bildung 
von Gewerkschaften anerkennen, einschließ­
lich de s Streikrechts und des Rechts, ohne 
Einmischung der Regierung mit ihren Arbeit­
gebern kollektiv Tarifverhandlungen zu füh­
ren. 

(c) In die s em Jahr, 1972, läuft eine Reihe 
von industriellen Tarifabkommen aus, z.B. 
in der Autoindustrie, der Stahl- , Maschi­
nenbau- und metallverarbeitenden Industrie . 
Der Tarifvertrag der letztgenannten Indu­
strie läuft im September 1972 aus. 

Die Stahl-, Mas chinenbau- und metallver­
a rbeitende Industrie gehört zu einer Grup­
pe von Indus triezweigen mit den höchs ten 
Beschäftigtenzahlen. Ende April 1968 be­
schäftigten sie 177. 522 afrikanische Arbei­
ter, 76 .362 weiße Arbeiter, 15 .746 f arbige 
Arbeiter und 3 . 385 indi sche Arbeiter . 

Aber von besonderer Bedeutung und sta­
t istis ch von besonderem Interes se ist, daß, 
wie aus einem Bericht der "Financial MaiI" 
hervorgeht, bestimmte Zweigunternehmen 
ausländischer Firmen unter den hundert 
größten Unternehmen (ausgenommen Bergwerke) 
zu finden sind, die in Südafrika als "Groß­
unternehmen" oder "Arbeitsmarktgiganten" 
klassifiziert werden. In dieser Li ste ste­
hen Murray & Roberts mit 23.300 Arbeitern, 
gefolgt von Dorman Lang (Africa Ltd.) mit 
einer Beschäftigtenzahl von 10 . 000, Ste­
wart and Lloyds mit über 9. 000 und Metal 
Box, die sich rühmen, über 6.000 Arbeiter 
zu beschäftigen. All diese Unternehmen ge­
hören zur Gruppe der Stahl-, Maschinenbau­
und metallverarbeitenden Industrie. 

In den Tarifverhandlungen von 1968 er­
hielten die weißen Arbeiter beträchtliche 
Lohnerhöhungenj ihr Stundenlohn erhöhte 
s ich um 9 bis 14 Cents (von 86 1/ 2 auf 1 
Rand, und von 68 1/2 auf 81 Cents); sie er­
hielten eine Urlaubs zulage von 110 Rand, 
eine Nachzahlung von 60 Rand; das Prinzip 
des Gewerkschaftszwanges fUr ihre Gewerk­
schaften wurde eingeführt. Wo Afrikanern 
Lohnerhöhungen gewährt wurden, betrugen 
sie 1/2 Cent bis 2 Cents pro Stunde. Ihr 

Stundenlohn stieg von 18 1/2 auf 22 Cents. 
Die "Financlal MaiI" vom 15 . März 1968 kom­
mentierte dieses Tarifabkommen wie folgt: 

" Da s Stahlabkommen blutet die Schwarzen 
Arbeiter aus . Die Arbeitgeber haben sich 
den Fordprungen der Weißen Gewerkschaf­
ten gebeugt und, wie voraus7.usehen war, 
die ohnmächtigen Schwarzen Arbeiter 

übervorteilt" 

'nlllmperialistisches 
l.fol'lllCltlonsbulletin 

Das "Antiimperialistische Infor­
motionsbulletin" veröffentlicht 
monatlich: 

~ Dokumente und Selbstdarstellun­
gen der nationalen Befreiungs­
bewegungen Asiens, Afrikas und 
Lateinamerikas (in deutscher 
Übersetzung) 

+ Dokumente über die Verbrechen 
des US-Imperialismus und sei­
ner Verbündeten an den Völkern 
der "Dritten Welt" 

+ Analysen allgemeiner Entwick ­
lungsprobleme des antiimperia­
listischen Kampfes 

+ Analysen der US- Globalstrate_ 
gie , der NATO-Strategie und 
insbesondere der Rolle der BRD 

+ Karten und sozia l ökonomische 
Daten 

+ Berichte über aktuelle Ereig­
nisse und Kurzinformationen 

Wir informierten U.B . über: 

Ägypten - A~gerien - Angola -
Argentinien - ßangla Desh - Boli­
vien - Brasilien - Ceylon - Chile -
DRV - Guinea - Guinea-Bissau - In­
dien - Israel - Jordanien - Kap 
Verdische Inseln _ Kambodscha -
Kongo - Laos - 1-1ocambique - Nami ­
bia - Pakistan - Peru - Sudan -
Südarrika - Südkorea - Südvietnam -
Syrien - Tansania - Türkei - Uru­
guay - Zimbabwe 
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Die englische Abendzeitung I'The Star" vom 
30 . März 1968 schrieb: 

"Das kürzlich geschlossene Tarifabkommen 
in der Mascbinenbau- und l>1etallindustrie 
bedeutet den "Ausverkauf" von mehr als 
150.000 afrikanischen Arbeitern; viele 
von ihnen werden in den nächsten Jahren 
Löhne erhalten, die sie fast verhungern 
lassen". 

Tatsächlich fanden zwei Jahre später 
neue Verhandlungen statt, und es ereignete 
sich das Gleiche. Ein ähnliches Abkommen 
zwischen Arbeitgebern und weißen Gewerk­
schaften wurde 1970 erzielt, das mehr oder 
weniger dem des Jahres 1968 entsprach . 

Dies veranlaßte Mr. Rampona, den Organi­
s ator der a frikanischen Metallarbeiter­
Union, zu erklären : 

"Es gab überhaupt keinen Zweifel, daß 
die Löhne, die die Lohnbehörde festge ­
legt hatte, unrealistisch waren und die 
fortgesetzte Steigerung der Lebenshal­
tungSkosten nicht berücksichtigten ... " 
I'Das Tarifabkommen, das am Wochenende 
in unserer Industrie erzielt wurde, ge­
steht der großen Mehrheit der 11 0 . 000 
nichtweißen Arbeiter Löhne zu, die weit 
unter dem monatlichen MinLmum von 75 

Rand liegen, das eine afrikanische Fa­
milie braucht ... 

(RAND DAILY MAlL, 8.6.71) . 

Wie kam es dazu? 

(a) Weil afrikanische Arbeiter keine aner­
kannten Arbeiterorganisationen haben, die 
s ie am Verhandlungstisch repräsentieren 
könnten; 
(b) weil die weißen Gewerkschaften die 
Hauptforderungen aller nichtweiBen Arbei­
ter nicht unterstützen, obwohl sie behaup­
ten, dem Grundsatz "gleicher Lohn tur glei­
che Arbeit" zuzustimmen. 

Dies hat Tom P. Murray, Präsident des 
Gewerkschaftsrates von Südafrika (TUCSA) 
ausgesprochen, als er 1969 erklärte: 

"Die TUCSA fordert gleichen Lohn für 
gleiche Arbeit, aber sie unterstützt 
nicht die Hauptforderung aller nicht­
weißen Arbeiter, nämlich die, daß auch 
sie gleiche Möglichkeiten haben sollten. 
.. . Wir müssen um jeden Preis die weißen 
Arbeiter vor dem unfairen Wettbewerb 
durch billige nichtweiße Arbeit schUt­
zen" . 
(RAND DAILY MAlL, April 1969). 

Robert Kraft, der Wirtschaftsexperte und 
'1E:1 Stellvertretende Generalsekretär der TUCSA 

erklärte 1971 : 

"Seit dem Ende des Zweiten Weltkrieges 
haben die weißen Ar beiter in diesem Lan­
de dazu geneigt , s i ch mit der Elite der 
Unternehmer zu identifizieren, und sich 
nicht als Mitglieder einer klar definier­
ten Arbeiterklasse zu verstehen." 

(Optima, Juni 1971) 

Mr . Arthur Grobbelaar, Generalsekretär 
der TUC SA, erklärte auf der Konferenz der 
TUCSA 1971, daß "einige der lautstärksten 
Feinde SUdafrikas ll 'berufsmäßige Emigran­
ten ' seieni damit meint er alle Organisa­
tionen, die das Aparthe idsystem Südafrikas 
verurteilen (RAND DAILY MAlL, 16. 9 . 1971) . 

Wir f ordern alle Indus~riellen auf , wel­
che Firmen und Fabriken in Südafrika be­
sitzen, ihre Managements dahingehend zu 
instruieren, daß sie eine positive und 
realisti s che Haltung zu den Löhnen afrika­
nischer Arbeiter einnehmen. 

Wir bitten die Arbeiter, Druck auf die 
Arbeitgeber auszuüben, die Filialen in Süd­
afrika unterhalten, damit sie das Gleiche 
tun, und außerdem Druck auf den Gewerk­
schaftsrat von SUdafrika ausüben, damit er 
die Unternehmer und die Regierung aufruft, 
zuzulas s en, daß Vertreter afrikanischer 
Gewerkschaften während der bevorstehenden 
Verhandlungen persönlich die Interessen 
ihrer Mitglieder vertreten, und dami t er im 

Streikfalle die Forderungen der afrikani­
schen Arbeiter unter stUtzt. 

LANG LEBE DIE 
LANG LEBE DAS 
LANG LEBE DIE 

8) I.L.O. , 
VOLK VON SUDAFRIKA, 
SOLIDARITÄTSBEWEGUNG ALLER 

PROGRESSIVEN MENSCHEN UND ORGANISATIONEN 
MIT DEM KAMPFE DES SUDAFRIKANISCHEN VOL­
KES !!!! 

Anmerkungen d . Red .: 
1) Aus : Towards soc lal change, Report of 

the SPRO- CAS Commi ss ion of the Study 
Project on Christianity in Apartheid 
Society, Johannesburg 1971 

2) 1 Rand = 5 ,1 2 DM 
3) Report of Department of Labo~ 

ending 31.12.70 , Pretoria Nov. 
for year 
1971 

4) Ebd. R.P. 83/1971 , S . 13 
5) 
6) 

Ebd ., S . 14 

Am 21 . 3 . 1960 richtete die Polizei in 
Sharpevil1e ein Blutbad an, bei dem 69 
Afrikaner ermordet wurden. 

7) Kwashiokor = Mangelkrenkheit aufgrund 
von Unterernährung 

8) I.L. O. = Internationale Arbeitsorganisa­
tion (International Labour Organization) 



PORTUGIESISCHE 

KOLONIEN 

~ürgen Ostrowsky • • 

Kapital interessen J Regierungspolitik 
und Meinungsbildung • In BRD der 

1. DAS BILD VON DEN "SCHWARZEN " 

Das in der BundesrepubJik herrschende Afri ­
kabild ist insbesondere VQn zwei Vorstel­
lungen geprägt: Zum einen hält sich hart­
näckig das von Tourismus- Exotik genährte 
Klischee vom "primitiven Schwarzen"; Schwar­
ze sind meist nur in Stammeskleidung ,. in 

Kralen wohnend und Steppen durchstreifend 
vorstellbar . Zum anderen ist es das I mage 
des weißen Mi ssionars , der Kultur und Zivi­
lisation unter den " armen Wilden " verbrei­
tet; daß der weiße Pioni er unter allen Um­
ständen berechtigt ist, die Früchte seine r 
angeblich so entbehrungsreichen und aufop­
ferungsvo llen Tätigkeit zu genießen , ge­
hört dazu. Das Streben nach nationaler Un­
abhängigkeit wird infolgedessen als Undank­
barkeit gegenüber den Lehrmeistern ausge­
legt; der bewaffnete Kampf gilt als Rück­
fall in Barbarei , als Bestätigung , daß Afri­
kaner nicht zivilisierbar, damit also Men­
schen niederer Klass e seien . Die Pressebe­
richterstattung während der Kongo- Krise zu 
Beginn der sechziger Jahre hinterli eß mit 
zahllosen Entstellungen und erfund enen 
Greuelgesch~chten einen solchen , nachhal­
t i gen Eindruck . 

Heute prägen Propaganda und gr oße Teile 
der BRD-Presse wiederum ein Schreckensbild , 
indem sie den Be~reiungskampf der afrika-

nischen Völker in den portugiesischen Ko­
lonien Angola , Gu1nea- Bi ssau und Mozambique 
sowie in den rassistisch beherrschten Staa­
ten Rhodesien, Republik Südafrika (RSA) und 
Nami bia als Ansturm schwarzer Horden gegen 
Zivilisation und "den weißen Mann" schlecht­
hin darste llen. Konsequent diffamieren s ie 
die Freihe itskämpfer in der Sprache der 
Rass i sten und Kolonialisten als "Rebellen", 
"Terroristen", mitunter gar als "kommuni­
stische Mordbrenner" (so das eSU- nahe 
"Deutschland- Magazin") ; für Springer s WELT 
sind es " sog enannte Freiheits kämpfer". 

Auch die Legende von der 11 hart , aber ge­
recht 11 ausgeübten kaiserlich- deutschen Ko­
lonialherrschaft 1n Südwestafrika lebt 
noch - unbeschadet der Tatsache , daß der 
deutsche Farmbesitz in Südwestafrika (dem 
heuti gen Namibia) durch den Kolonialgeneral 
von Trotha getreu se inem Vorsatz vergrößert 
wurde : !lIeh glaube, daß die Nation (der 
Hereros) als solche vernichtet werden mußI/ . 
Nach diesem Prinzip schlug er den Herero­
aufstand von 1904 nieder; etwa 54 000 der 
70 000 viehzüchtenden Ureinwohner fielen 
der ersten deutschen IIEndlösung ll zum Opfer. 

Afrikanisches Leben gilt den meisten 
westdeutschen Presseorganen immer noch we­
nig : Massaker por tug iesischer Kolonialtrup-
pen sind nur Kurzmeldungen wert. Lass en 1 9 



sich dagegen Vorurteile bestätigen, so 
fällt man ausgiebig tiber zum Teil sensatio­
nell Ubertriebene Ereignisse her wie di e 
blutigen Stammesauseinandersetzungen in 
Ruanda. 

Befreiungsbewegungen entstehen noch im­
mer so und agi er en nur so, wie s ich die 
westdeutsche und di e kapitalistische Presse 
insgesamt - das ausschl ießlich vorzustel­
len vermag : als von Moskau gesteuert und 
eingeschleust . Auch dies i st nichts neues: 
1939 bangte der heutige ECON-Verlagschef 
von Wehrenalp i n einem Buch : "Was 5011 wer­
den, wenn . .. ~u den großen Massen aufge ­
hetzter Farbi ger Moskau den Funken über­
springen läBt,,1) . Heute empf indet die RSA 
s ich .al s "Boll wer k des Westens". 2 ) 

Desinformi ertheit, traditionelle Vor­
stellungen mit rassi s tischen ZUgen und An­
tikommunismus bilden die Elemente , mit de­
nen eine umfangreiche Propaganda seitens 
regierungsamtlicher Stellen und im Uberwie­
genden Teil der westdeut s chen Presse ein 
Bild des sUdlichen Afrika s tändig reprodu­
ziert, das rass i stische UnterdrUckung und 
koloniale Ausbeutung a l s unausweichlich 
erscheinen läßt. An einem Bei spi el soll im 

folgenden näher belegt wer den, wie das Zu­
sammenspiel zwischen publi zi sti scher Mani­
pulation, regi erungsamtlioher Apologetik 
und Propaganda der inter essi erten Kreise 
dazu dient , die tatsächlichen Zusammenhän­
ge zu verschleiern. 

II. VERSCHLEIERUNG NEOKOLONIALER I NTER­

ESSEN 

Die Argumente , mit denen in der Öffent­
lichkeit der BRD di e Beteiligung westdeut­
s cher Konzerne am Bau des Cabora- Bassa­
Staudammes gerechtfertigt wird , s ind her­
vorragend geeignet, typische For men der 
Ver schlei e rung neokol onial er Aktivitäten 
darzustellen: 

1. Das Argument der I1 Vertragstreue" -
IfFurcht" vor RegreBforderungen 

Forderungen an die so zial- liberalen Bun­
des regierungen , Lhre Beteiligung am Cabora­
Bassa-Projekt auf zugeben bzw. die Bür g­
schaft en zurückzuziehen, wurden bi sher 
stets mit dem Argument beantwortet, schon 
1967 sei (von der Regierung der großen 
Koalition) di e Zusage er teil t worden , die 
von der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KW) 
in Aussicht gestellten Exportkredite mit 

;:! c:l Bundesbürgschaften abzusichern (die über 

die Hermes -Kredit AG und die Deutsch e Revi­
s ions- und Treuhand AG abgewickelt werden) . 
Außerdem IIbestehe keine Notwendigkei t und 
keine rechtliche Handhabe , (die Zusage) 
zurtickzuziehen" (FR v . 31 .7.71) . 

Minister Eppler führte Bedenken darUber 
an, daß man hohe Regreßforderungen zu er­
warten habe und Frankreich verärgern wUrde 
(das gleichfalls mit Krediten an seine be­
teiligten Konzerne aushalf) . Di es wurde be­
hauptet , als hätte es nie das Röhrenembar­
go gegen die Sowjetuni on gegeben (1962 hat­
te die Bundesregierung auf Druck der VB­
Regierung vertraglich zugesicherte Stahl­
r öhrenlieferungen an die UdSSR unterbun­
de.l) ; Epplers Argument wurde ni cht gl aub­
würdiger dadurch , daß der schwedi s che ASEA­
Konzern, der s i ch auf Proteste der Öffent­
lichkeit hin - wie später noch ein i tali e­
nisches Unternehmen - aus dem Projekt zu­
rückgezogen hatte, völlig unbehelligt von 
irgendwelchen Regreßforderungen geblieben 
i s t. Im Gegenteil: Die "Afrika Pos t", Or­
gan der Propaganda- Kolonne "Deutsch- SUdaf­
r ikani sche Gesellschaft", vermutete rich­
tig, daß BRD-Firmen die fre iwerdenden An­
teile anstandslos übernehmen würden (Nr .gl 
1969) . 

2 . Politik und Wirtschaft haben nichts 
miteinander zu tun . 

Wie der frühere Kanzleramtsminister Ehmke 
formulierte, hat s ich die Regi erung bei 
der Behandlung der Cabor a- Bassa- Frage" von 
der Erfahrung l e i ten lassen , daß man Han­
del und Politik nicht ohne Not koppeln 
soll" (FR v . 11.9. 70) . Da di ese Not nicht 
bestehe, sehe man auch nicht ein , politi­
sche Erwägungen mit den "rein wirtschaft­
lichen" der Kreditfinanzierung zu verbinden . 
Zudem bestünden "angesichts des privaten 
Charakters der (west~ )deutschen Bete ili­
gung kaum s taatliche Einwirkungsmöglichkei­
ten" . 

Doch die oft wiederholte Behauptung, bei 
dem Bauauf trag handele es s ich um e in "re i n 
privates" Unterfangen, erweist s ich schnell 
als Zwecklüge : 
Die bundeseigene Kreditans t alt fU r Wieder­
aufbau gewährt den Konzernen Kredite aus 
Steuermitteln. Der von ihr gewährte Kredi t 
von 285 ,6 Mi o DM wurde danach abgeSiChert 
durch die Zusage der Bundesregi erung, eine 
Bürgschaft aus (steuerlichen ) Bundesmitteln 
zu übernehmen. Diese "Sozialisi erung " des 
"privaten" Risikos kam wi ederum nicht von 
ungefähr zustande . 



ABG, Siemens (beide vielfältig mitein­
ander verflochten) und BBC entwickelten 
seit Beginn der seehziger Jahre in einer 
"Arbeitsgemeinschaft HGUI! das t'tir die Lei­
tungen von Cebore Besse zur RSA vorgesehene 
Hochspannungs- Gleichstrom- Ubertragungsver­
fahrenj die Baufirma Hocht ief gehörte bis 
1970 teilweise zur AEG. Das fünfte Unter­
nehmen, die Maschinenbaufirma Voith GmbH, 
nimmt kraft der Person ihres Vorsitzenden, 
des Senators Hugo Rupf, eine SchlUsselsteI­
lung in jenen Gremien ein , die für die Er­
teilung des Kredites volle und der Btirg­
schaft teilweise Zuständigkei t besitzen, 
in den Verwaltungs- bzw. Aufsichtsräten der 
Kreditanstalt und der Hermes- Kreditversi­
cberungs AG, einer Tochtergesellschaft des 
Allianz-Versicherungskonzerns . 

In den Aufsichtsräten der fünf Cabora­
Bassa- Firmen sowie der Kreditanstalt und 
der Hermes AG residieren, angefangen mit 
Hermann Josef Abs , dem Vorstand des KW­
Verwaltungsrates zu jener Zeit und Sie­
mens- Aufsichtsrat, 32 Monopolvertreter , die 
insgesamt 40 Mandate in diesen sieben Gre­
mien wahrnehmen, dazu aber mit nochmals 
105 Mandaten in verschiedenen Gremien von 
weiteren 34 Banken, Versicherungs - und 1n­
dustrieunternehmen vertreten sind . Diese 
Industrlemagnaten üben in der KW und der 
Hermes AG ihre Mandate zusammen mit Ver­
tretern der Bundesregierung, Lobbyisten di­
verser Interessenverbände sowie Länderver­
tretern aus. Hiernach erscheint der Ent­
scheidungsgang zugunsten der schließlich 
beteiligten Firmen nur konsequent. 

Die Bundesregi erung hatte mit dem Vor­
wand, es handele sich um eine "Privatange­
legenheit", ihre Verantwortung für die Be ­
teiligung am Cabora-Bassa- Bau zurückzuwei­
sen versuchtj eine "theoretische" Unter­
mauerung fUr ihre "Nichtzuständigkeit" 
sollte die These : "Politik und Wirtschaft 
haben nichts miteinander zu tun" liefern . 

tlAusfuhrbUrgschaften sind ein Instrument 
der Exportförderung und keine politischen 
Liebeserklärungen" , hatte Ex- Minister Schil­
ler die "Neutralität" von ökonomischen 
Tatbeständen umschrieben (FAZ v . 5 . 2.71) . 
(Eben diese "Neutralität" ermöglichte es 
ihm auch,in Verhandlungen über seine beruf­
liche Zukunft3) mit dem Großprofiteur ras­
sistischer AUSbeutung , dem Tabakkonzernboß 
Anton Rupert aus der RSA einzutreten) . 
1968 hatte Brandt , damals Außenminister 
Bonns, auf Fragen nach der Unterstützung 
des sUdafrikanischen Rassismus durch Lie­
ferung westdeutscher Investitionsgüter und 

Tolerierung der auflaufenden Handelsbl1anz­
difi zite der RSA mit der BRD geantwortet , 
"daß die Bundesrepublik als Industrieland 
ein legiti mes Interesse am Handelsverkehr 
mit Südafrika, Angola und Rhodeslen (das 
damal s bereits einem UN- Handelsboykott un­
terlag, d. Verf.) habe . Handel sei keine 
Schande und Vorwürfe deswegen mUsse die 
Bundesrepubli k eben tragen (FAZ v. 29 . 3 . 68) . 

1970 er klärten die Cabora- Bassa- Firmen , 
es läge ihnen "fern und sie maß(t)en sicb 
auch nicht an , Politik zu betreiben . Nur 
mit einer politisch neutralen Haltung könn­
(t)en s i e eine Tolerierung ihrer Tätigkeit 
in aller Welt erwarten'! (Übersee-Rundschau 

Nr. 7- 8/1970 , S . 14) . 

Dieser Versuch, ökonomische Probleme 
al s "rein wirtschaftliche" der Diskussion 
zu entziehen und ihnen eine unbeeinflußba­
re Eigengesetzl ichkeit tiber "allem politi­
schen Streit" zu verleihen , fand se inen 
Niederschlag auch in der Presse. 

3 . Der Cabora-Bassa- Staudamm und ähnliche 
PrOjekte nützen den "Entwi cklungslän­

dern" 

Es liege 1I im Interesse aller Nationen, auch 
der EntwiCklungsländer , • . . 7 wenn der in­
ternationale Handel sich ungehemmt von 
Schranken und Behinderungen aller Art ent­
falten,,4) könne , formulierte Minister Ehm­
ke. Und : "die beteiligten deutschen Firmen" 
hiel ten n es für ihre Aufgabe, Handel zu 
treiben und durch Erschließung und Pflege 
der Exportmärkte die Interessen ihrer Un­
ternehmen, der Volkswirtschaft und der 
Weltwirtschaft zu fördern" - in dieser Rei­
henfolge (Ubersee - Rundschau Nr . 7- 8/70 , 

S. 14) . 

Zwar "muß in Rechnung gestellt werden", 
schrieb ein Apologet des Cabora- Bassa- Un­
ternehmens (im Wirtschaftsteil der FR) , 
"daß deutsche Unternehmen nicht Moralapo­
stel für die Durchsetzung humanitärer Ge­
seIlschaftspolitik in Ländern sind , die in 

dem Punkt nicht gerade mitteleuropäischem 
Standard entsprechen . Daneben erscheint es 
äußerst inhuman , gerade den Ärmsten der Ar­
men eine ordentliche Wasser- und Stromver­
sorgung vorzuenthalten, bis sich auch das 
'System' geändert hat . Zwingt nicht Folge­
richtigkeit zu der Erkenntnis , daß erst 
nach Linderung der gröbsten Not und eines 
damit einhergehenden ste igenden Bildungs­
niveaus echte (?) Kräfte zur Beseitigung 
totalitärer Systeme und zur Einrichtung 
freiheitlicher Gesellschaftsordnungen auf-
gebaut werden können? •• • 2 1 



Nach der Kosteni~flation der vergange­
nen Jahre haben die deutschen Firmen am 
Sambesi nur noch geringe Gewinnspannen . 
Das gehört mit Fug und Recht zu ihren Ri­
siken . Profitgier kann sie also nicht zur 
Er f üllung ihrer Auftr äge treiben . Es i s t 
das gegebene Wort und die hier mögliche An­
wendung neuer Techniken , deren Beher r schung 
i nternationalen Standard verbürgt , die 
einen Abbruch der Arbeiten nicht erlauben . 
Die Diskussion um Cabora Bassa geht weiter . 
Sie sollte realistischer geführt werden, 
sich n i cht weiter im emotional Unwägbaren 
bewegen. Sachlichkeit hat Vorrang " (FR v . 
10 . 4 . 72) . 

Das heißt offensichtlich : Die in den Ko­
l onien herrschenden Bedingungen sind zwar 
anfechtbar , aber das hat bei wirtschaftli­
chen Entsche i dungen keine Rolle zu spie­
len (aufschlußreich ist nebenbei, wie die 
Inhumanität des portugiesischen Kolonia­
l ismu s zynisch verharmlost wird). Wer auf 
die Tatsache verweist , daß der Dammbau ver ­
stärkte Ausbeutung und Unterdrückung der 
Afrikaner zur Folge haben wird, rtbewegt 
sich im emotional Unwägbaren" und wird als 
"Moralapostel" verächtlich gemacht . Dage­
gen ist die Befürwortung eines koloniali­
stischen Projekts "sachlieh rt. Nun braucht 
man nur die Begriffe "emotional unwägbar" 
durch den Ausdruck "politisch" zu ersetzen, 
und man findet dieselbe Argumentation vor 
wie sie von den Konzernen und der Bundes­
regierung Kritikern gegenüber gebraucht 
wird: "Wirtschaftl iche Sachentscheldungen" 
haben nichts mit "politischen Erwägungen" 
zu tun, die als irrational- unsachlich dif­
famiert werden . Durch die Auflösung des un­
trennbaren Zusammenhanges zwischen Wirt­
schaft und Politik (der a llein aus der ge­
schilderten Verfilzung wirtschaftlicher 
und staa t licher Macht in den Gr emien der 
KW und anderswo ersichtlich ist) werden 
aber die eigentlichen Interessen, welche 
die Konzerne zu ihrem Engagement bewegen, 
verschleiert: Wenn "Politik" aus dem Spiel 
bleiben soll , dann ist gemeint, daß Mono­
pole ungestört von lästi ger Kritik in der 
Öffentlichkeit Profite erwirtschaften wol­
len . Die vom FR- Autor dargestellte Selbst­
losigkeit der Cabora- Bassa- Firmen wider­
spricht deren eigenen Bekenntnissen nur zu 
offensichtlich (s.o.). 

Auch Staatssekretär Rohwedder vom Wirt­
schaft sministerium betonte am 26 .8. 1970 
die Uneigennützigkeit der Unternehmen: Man 
erwarte eine Verbesserung I1der wirtschaft -

e 2 lichen EntWicklung sowie der- pali tischen 

und sozialen Lage im gesamten Einzugsbe­
reich des umstrittenen Staudamms". 

Das heißt : Fortschritt für die Afrika­
ner ist nur unter dem Kolonialismus mög­
lich. Derartige Vorstellungen bilden fUr 
SPIEGEL- Autor Kogelfranz sogar den Aus­
gangspunkt für Uberlegungen, daß der Damm­
bau unbedingte Voraussetzung für eine er­
folgreiche Durchführung der nationalen Be­
freiung sei. In einem Kommentar sah er 
"Industriewerke , dem Eigengesetz der Tech­
nik folgend, gebaut werden", Buschbewohner 
mit portugiesischer Zivilisat ion in Berüh­
rung kommen und das Bewußtsein s ich ent­
wi~keln , mit dessen und des Dammes Hilfe 
s ich ein Mozambique der Zukunft bauen las­
se (DER SPIEGEL Nr . 45 /1971 ). 

Wer so argumentiert, stützt freilich al­
lein den portugiesischen Kolonialismus und 
die Herrschaft der südafrikanischen Ras­
s i sten, mag er es auch unter dem Deckmantel 
vorgeblicher Sympathie für die Befreiungs­
bewegung tun . Denn was bedeutet die Forde­
rung, der Damm solle gebaut werden , die 
FRELIMO solle von ihrem Kampfziel ihn zu 
zerstören, abl assen? 

Völlig aus dem Blick verloren hat dieser 
hervorragende Ratgeber offensichtlich , wel­
che sozialen und politischen Verhältnisse 
in den Kolonien herrschen , und daß die 
entstehende Rohstoffindustrie gerade auf 
die Erhaltung dieser Zustände orientiert, 
um ein Heer billigster ZwangsarbeitSkräfte 
zu erhalten. Er denkt nicht daran, nach 
wessen Interessen der Rohstoffabbau von­
s tatten gehen wird, nämlich keinesfalls 
nach denen der Afrikaner; wohl aber wird 
er dazu führen, daß die damit einbezogenen 
Staaten , voran die RSA, verstärktes Inter­
esse an der Aufrechterhaltung der Ausbeu­
tungsbedingungen entwickeln werden. Eben­
sowenig berücksichtigt er, welche Motive 
und Bedürfnisse Uberhaupt ausschlaggebend 
für den Dammbau waren. 

Bei den ersten Beratungen des Projektes 
hatten bereits Stellungnahmen westdeutscher 
Botschaften in Afrika vorgelegen, die die 
später erhobenen Vorwürfe gegen den Stau­
dammbau beinhalteten . Freilich , Bonns von 
ehemaligen NS-Diplomaten durchsetzte Mis­
s ! onen5Jhatten einhellig empfohlen , auf 
die Bedenken der unabhän~igen Staaten Afri­
kas keine Rücksichten zu nehmen (FR v. 10 . 
3 .71). Dementsprechend trug dJe ablehnende 
Haltung Kanzler Brandts gegenüber dem Ab­
gesandten der OAU, Präsident Kaunda von 
Zambia, der die Bedenken der Afrikaner 1n 
Bonn vortrug, der Bundesregier~~g den Bei-



fall des "Rheinist;hen Merkur" ein, der un­
ter der Rubrik "Schwarzafri ka" hetzte: 
Bonn habe "Festigkeit bewiesen, und das 
war eine gute Politik . Niemand wird den Ar­
gumenten der Afrikaner das Verständnis ver­
weigern , aber dies Verständnis darf nicht 
so weit gehen, daß man in Gefahr gerät, 
sich die eigene Pol itik diktieren lassen 
zu müssen" (Rheinischer Merkur v. 23 . 10 . 70). 

111 . UNTERSTUTZUNG DES KOLONIALISMUS UND 
RASSISMUS DURCH DIE BRD 

Betrachtet man z.8 . die Waffenlieferun­
gen der BRD an Portugal und die vielfälti­
gen wirtschaftlichen Interessen westdeut­
scher Konzerne, 50 lassen sich die Inter­
essen an der Verschle ierung dieser Tatsa­
chen unmittelbar ableiten . Regierungen wie 
die der BRD (und ihre Massenmedien), die 
sich der "Demokratie" und der "Freiheit" 
rühmen , können nicht immer die Dinge offen 
beim Namen nennen, wi e es z . 8 . sUdafrika­
nische Publikationen ohne weiteres können : 

eabora Bassa stellt ei n Kernstück des 
gewaltigen Energieverbundes dar , mit des­
sen Hilfe die RSA ihre wirtschaftliche Vor­
maChtstellung ausbauen und sämtliche um­
liegenden Länder in noch größere Abhängig­
keit bringen will. 

Aurh die "Financial Times" ordnete den 
Dammbau ein in ein Konzept , "die Bindungen 
zwischen Südafrika und l-1ozambique zu ver­
stärken •.• Stärkere wirtschaftliche und 
politische Bande zwischen den Gebieten im 
südlichen Afrika sind Eckpfeiler der Ver­
woerd ' schen Konzeption einer lockeren Kon­
föderation in Südafrika unter der Führung 
der Südafrikanischen RepUblik " (eine Kon­
zeption, die sich bezeic~~enderweise F. J . 
Strauß schon vor Jahren zu eigen maChte) . 

Das aber bedeutet, daß nicht nur Portu­
gal noch weniger bereit sein wird, auf die 
Kolonie Mozambique zu ver zichten , stellt 
sie doch eine unverzichtbare Stütze seiner 
eigenen Wirtschaft dar - weshalb es seinen 
Vernichtungs krieg gegen die Befreiungsbe­
wegungen führt. In noch stärkerem Maße 
trifft dies für die RSA zu, die auf Jahr­
zehnte einziger großer Stromabnehmer für 
Gabare Bassa bleiben wird : Si e stationier­
te bereits 1970 Truppen im Gebiet des 
Dammbaues, um die Streitkräfte der FRELI­
MO zu bekämpfen , die ihrerseits im Sommer 
1971 erstmals den Zambezi südwär ts über­
querten . Jede weitere Verflechtung insbe-

sondere der südafrikanischen Monopolinter­
essen mit der Existenz des portugiesischen 
Kolonialimperiums hätte - getreu der "Ei­
gengesetzlichkeit" der Expansion des Kapi­
tals - entsprechende "Wirkung auf die Hal­
tung der ausländischen Regierungen gegen­
über den nationalistischen Revolten" zur 
Folge , wie di e "Financial Times" erörter­
te; die FAZ war ebenfalls der Ansicht , daß 
sich unter solchen Bedingungen "eines Ta­
ges auch südafrikanische Truppen an der 
' Jagd auf Partisanen ' beteiligen könnten" 
(nach FR v. 19 . 8 .70), wie ja denn auch ge­
schehen . 

Portugal praktiziert diese Bindung aus­
ländischer Kapitalinteressen an se i ne 
Herrschaft seit Beginn der Befreiungskämpfe 
mit beachtli chem Erfolg . Unfähig seine Ko­
lonien aus eigener Kraft zu ver teidigen , 
offerierte Lissabon vor allem westdeutschen 
Konzernen lukrat i ve Bedingungen fU r Kapi­
talanlagen in Portugal und in den Kolonien. 
Die strikte Beachtung "sachlicher" Überle­
gungen seitens der Bonner Regierungen führ­
te dazu, den Portugiesen dabei zu helfen, 
die von westdeutschen Konzernen wie Krupp 
in Angola getätigten Investitionen militä­
risch zu schützen: Bann lieferte bis zum 
Sommer 1971 hunderte ver schiedener Flug­
zeuge , Geländefahrzeuge , Handfeuerwaffen 
und einige Kriegsschiffe, di e heute i hren 
Dienst in den Gewässern der Kolonien ver­
sehen . Damit ist die BRD beteiligt an je­
nem Vernichtungskrieg der Portugiesen gegen 
die Befre i ungsbewegungen, der demjenigen 
der USA in Vietnam und Israels gegen die 
Palästinenser ähnelt : Dörfer werden nie­
dergebrannt, die Bevölkerung ermordet oder 
in Konzentrationslager verSChleppt, Gefan­
gene gefoltert, Einsätze mit Napalmbomben 
und Giftgasen geflogen. 

Diese Erwägungen in Rechnung gestellt, 
läßt sich festhalten , daß Vorstellungen 
wie die im SPIEGEL oder dem zitierten FR­
Artikel entwickelten objektiv reaktionäre 
Funktion haben: Ihre Realisierung liefe auf 
die Liquidierung aller bereits seit langem 
erfolgreichen Ansätze der Befreiungsbe­
wegungen hinaus, wie sie auf den Gebieten 
der Erziehung , der medizinischen Versor­
gung praktiziert werden . Sie bedeutete die 
Liquidierung der Befreiungsbewegungen 
selbst und i hre Auslieferung an den portu­
giesischen Kolonialterrorj denn den Damm 
fertig werden zu lassen, heißt , die mili­
tärische Herrschaft der Portugiesen und 
RSA- Truppen unangetastet ~u lassen . Oder 
glaubt der Verfass~r ernsjlich , AEG , 8ie- 23 
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mens & Co. bauten einen Staudamm für ein 
befreites Mozambique unter FRELIMO- Führung 
(das diesen Bau gar nicht finanzieren könn­
te)? Der Logik dieser "Sympathisanten" zu 
folgen, hieße, die afrikanische Bevölkerung 
auf unabsehbare Zeit dem Kolonialismus aus­
zuliefern , ihren Leidensweg zu verlängern. 
Es hieße letztlich, die gesamte Befreiungs­
bewegung im südlichen Afrika an entschei­
dender Stelle, in einer entscheidenden Pha­
se, unendlich zurückzuwerfen , ihre Organi­
sationen zum Verrat an ihren Zielen und zur 
Kapitulation zu bewegen. 

Anmerkungen: 

1) E. Barth v . Wehrenalp, Europa blickt nach 
Afrika. Berlin 1939. s . 305 

2) Monatsbericht aus Südafrika Nr . 53(1969). 
S. 14 

3) Im Sommer 1972 verhandelte Karl Schiller 
mit dem Konzernchef A. Rupert über eine 
Anstellung als Präsident einer zu grün­
denden ""'Entwicklungsbank" für Afrika . 

4) Ehmke scheint auch UN- Handelsboykottre­
solutionen nur als "Hindernisse" zu 
empfinden; gegen die RSA wurden bereits 
mehrere beschlossen . 

5) Vgl. die Dokumentation im "African 
Communist" No. 48 (First Quarter 1972), 
p. 95 - 98 . 

KURZINFORMATION 

TUNESIEN/BRD : Alfons Müller- Wipperfürth. 
der jüngst seinen Wohnsitz von Monte Carlo 
nach Tunesien verlegte, hat dort mit der 
in Luxemburg existierenden Konzernteilhol­
ding Sinpar SA eine Hosenfabrik gegründet, 
die bis Ende des Jahres 1973 eine Produk­
tion von 4 000 Hosen pro Tag erreicht ha­
ben wird. 90 % der Produktion sind für den 
Export bestimmt. Wie die FAZ berichtet, 
werden die "Zollfreiheit für tunesische 
Produkte, extrem niedrige Löhn~ und ein 
großes Entgegenkommen der tuneslschen Re­
gierung" es Müller- Wipperfürth erlauben, 
die ostasiatischen Konkurrenten zu schla­
gen. Die FAZ, die mit dem Untertitel : II Pro­
duktion bei extrem niedrigen Kosten und ge­
setzl ichem Streikverbot" über Bilanz und 
Vorhaben des Textilkonzerns berichtet , 
nermt noch weitere "Vorzüge" der Produk­
tionsverlagerung: "Mit der neuen Anlage 
soll gleichzeitig den europäischen Gewerk­
schaften demonstriert werden , deß der Kon­
zern bei allzu hohen Lohnforderungen aus­
weichen kann . In diesem Sinne begrüßt Mül­
ler- WipperfUrth ganz besonders das gesetz­
liche Streikverbot in seiner neuen afrika­
nischen Heimat. Im italienischen Ossona 
hat er i m vergangenen Jahr bereits kurzen 
Prozeß mit den Streikwilligen gemacht . Das 
Werk wurde l eergeräumt , die Maschinen ab­
transportiert und die Fertigung beendet. 
Außer Nerven hat ihn das nach seinen Anga­
ben nicht s gekostet. I' Und lapidar kOIDlIlen­
tiert die FAZ: 11500 Mitarbeiter sind dort 
Uberzählig geworden." (FAZ. 14 . 12.72) 

iCENYA/BRD: "DIe Regierungen in Bann und 
Nairobi sichern durch Gesetze Vorteile für 

deutsche Investoren, die deutsches Kapital 
in Kenyas Wirtschaft arbeiten lassen . 11 

Damit soll im Anzeigenteil der "WELT" das 
Interesse kapitalkräftiger Investoren an 
Auslandsanlagen geweckt werden . 

Westdeutsche Kapitalgeber und Kommandi­
tisten der "Kenya Hotelprojekt und Land­
entwicklungsgesellschaft n (München) sind 
Miteigentümer der in Bau befindlichen "Tro­
picana Beach Hotelurbanisation Mombasa, 
Kenya", der modernsten Küstenhotelanlage 
Ostafrikas und kommen als solche in den Ge­
nuß folgender Vorteile: 
II Volle RUcktransfergarantle des investier­
ten Kapitals und der Erträge durch Gesetz 
der Regierung von Kenya, dem IForeign In­
vestment Protection Act l von 1964", "steu­
ermindernde Zuweisung: 151,2 %, durch­
schnittliche Rendite nach Anlaufphase: 
21 , 2 %." 

Das Interesse an den orfen dargelegten 
extrem günstigen Investitionsbedingungen 
westdeutscher Kapitalanleger in unterent­
wickelten Ländern wird in einen Mantel hu­
manitärer Motive gehüllt - und entlarvt 
somit das in der BRD vorherrschende Ver­
s tändnis von Entwicklungshilfe: 
"Eines Tages, werm die Welt noch näher zu­
sammengerückt sein wird, werden diese Kin­
der (gemeint sind afrikanische Kinder, d. 
Verf.) uns, die wir heute auf der Sonnen­
seite wirtschaftlicher Möglichkeiten le­
ben , daran messen , ob wir ihnen eine Chance 
gegeben haben, am Reichtum der Welt und am 
Wohlstand teilzuhaben . Durch ihre Beteili­
gung leisten Sie auch einen persönlichen 
Beitrag zur Entwicklungshilfe, der von der 



Bundesrepublik Deutschland und Kenya be­
grüßt und gefördert wird. " (Die Welt, Nr. 

270 , 18 .11.1972) 

NATO!RSA : Ende November konferierten 200 
NATO-Parlamentarier in Bonn dar über , wie 
die westliche Allianz möglichst unauffällig 
den Entspannungsbemühungen der sozialisti­
schen Staaten und westlicher progressiver 
Kräfte entgegenwirken könne. Obwohl zur 
gleichen Zeit der Oberkommandierende der 
britischen Kriegsmarine, Admiral Ashmore , 
in Kapstadt darauf hinwies, daß von einer 
aktuellen Bedrohung westl icher Interessen 
durch di e sowjetische Flotte im Indischen 
Ozean keine Rede sein könne , verabschiede­
ten die Parl amentarier eine Empfehlung, 
in der sie sich für eine Ausweitung der mi­
litärischen Aktivitäten des Alliierten 
Oberkommandos Atlantik über den nördlichen 
Wendekreis hinaus auch in den Südatlantik 
und in den Indischen Ozean ausspr achen . 
Dies wurde mit der von dem britischen Ad­
miral in Abrede gestellten sowjetischen 
Bedrohung der Ölversorgung des Westens be­
gründet . Ferner sah ein Geheimbericht des 
Militärkomitees der parlamentarischen Ver­
sammlung der NATO eine verstärkte Zusammen­
arbeit zwischen der NATO und der Republik 
Südafrika vor. Damit haben die NATO- Staaten 
erneut einen kollektiven Beitrag zur Auf­
rechterhaltung des gesellschaftlichen sta­
~us quo in SUdafrika geleistet , da die 
außenpolitische Anerkennung auch eine in­
nenpolitische Stärkung des Aparthe i dre­
gimes bedeutet . Strategisch stellt dieser 
Vorstoß nach Süden den Versuch dar, die 
von kapitalistischen Interessen bean­
spruchten Einflußzonen militäriscn abzu­
sichern . Der Antikommunismus hat die Funk­

tion, die eigene politische und militärische 
Aggressivität zu verdecken . (Vgl. The Star 
(Johannesburg), 25 . 11 . 1972 , SZ 25 . /26 . 11 . 
1972) 

RHODESIEN: Nach dem Parteikongreß der re­
gierenden Rhodesian Front im September die ­
ses Jahres verschärft sich offensichtlich 
der reaktionäre innenpolitische Kurs unter 
Premierminister Ian D. Smlth , der dadurch 
gekennzeichnet 1st, daß sich das weiße Min­
derheitenregime in seiner politischen Pra­
xis beschleunigt dem südafrikanischen 
Apartheid - Modell annähert. Unter dem Schlag­
wort der "provincialisation" bewegen sich 
die rhode s ischen Rassisten auf die Ausfor­
mung einer politischen Verfassung zu, in 

der die Afrikaner beschränkte politische 
Rechte in halbautonomen, nach dem Land 
Tenure Act von 1969 begrenzten Landgebie­
ten besitzen sollen und in der - ähnlich 
wie in den südafrikanischen Reservatsver­
fassungen - die zur Zusammenarbeit berei­
ten Häuptlinge ein politisches Ubergewicht 
innehaben sollen. Diese Stützung der tra­
ditionellen Elemente der afrikanischen Be­
völkerung erscheint dem Smith-Reg ime not­
wendig, um gegen den demokratischen Dr uck 
der Afrikaner , wie er s ich in ihrer Ableh­
nung der britisch-rhodes ischen Vorschläge 
zu einem Ubereinkommen vom 24.11 . 1971 mani­
festierte, die willfährigen politischen 
Gegenkräfte zu stärken . Weitere Momente der 
politischen und ökonomischen Unterdrtickung 
der Afrikaner nach südafrikanischem Muster 
finden sich in der kürzliCh verabschiede ­
ten African Affairs Amendment Bill, die die 
bereits bestehende Kontrollmöglichkeit öf­
fentlicher Versammlungen von Afrikanern 
verstärktj die Vagrancy Amendment Bill re­
gulier t die Wohnrechte von Afrikaner n i n 
den städti schen Gebieten der Weißen: Die­
ses Gesetz ermöglicht es, als "unerwünscht" 
angesehene Personen aus den städtischen 
Gebieten auszuwei sen , ebenso solche Perso­
nen, die das Gesetz als '1 vagabundierende" 
definiert und unter denen es Itarbeits­
scheue" und "unbotmäßige" Personen ver­
steht, "die keinen gesetzlichen Wohnsitz 
in der betreffenden Gegend haben oder ar­
beitslos sind l1 • ll Zuwiderhandlungen" gegen 
diese gesetzlichen Vorschriften können mit 
Gefängnis bis zu 12 Monaten bestraft wer­
den . Um diese Gesetze wirksam anwenden zu 
können, bereitet die rhodesische Regie­
rung die Verabschiedung eines Paßgesetzes 
vor, nach dem es strafbar ist, wenn ein 
Afrikaner in einem weißen Gebiet die not­
wendigen Ausweispapiere nicht bei s i ch 
trägt. Der Trend, die rassistische Di skri­
minierung zu verschärfen , zeigt sich fer­
ner in gesetzlichen Bemühungen, für Afri­
kaner und Weiße getrennte Einrichtungen 
zu entwi ckeln (Verkehrsmittel, Bäder usw.), 
ferner in dem Versuch, für Afrikaner ge­
setzliche Zugangs sperren in bestimmten Be­
schäftigungsbereichen zu verankern . (Vgl. 
The Star (Johannesburg), 4 . 11 . , 2.12.1972) 

I NDIEN : Gegen die Ausbeutungspraktiken der 
westlichen Erdölkonzerne Burmah-Shell, 
Esso und Caltex haben die Mitglieder und 
Anhänger der KP Indiens, fortschrittlicher 
Gewerkschaften und Massenorganisationen 
zweitägige Massenaktionen durchgeführt. 25 



Die Forderung nach Nationalis ierung der Be­
triebe dieser Konzerne wurden mi t Demon­
strat i onen vor den Tankstellen der Erdöl­
konzerne und einem Sitzstreik vor dem Erd­
ölministerium in Neu- Delhi nachdrücklich 
vertreten. 

Die drei Konzerne haben - nach "New Age " 

- in den vergangenen 14 Jahren über 10 Mrd 

Rupien Profit an ihre Muttergesellschaften 
transferiert i ihr Stammkapital in Indien 
beträgt nur 220 Mio Rupi en . 
Als die indische Regierung Anfang des Jah­
res eine Prei ser höhung zurückwies , schränk­
ten die Raffinerien von Shell , Esso und 
Caltex ihre Pr odukt ion drastisch ein, lehn­
ten es gleichzeit ig ab , von der nationalen 
Indian Oil Company importiertes Rohöl zu 
verarbeiten und versuchten . die Versorgung 
der staatlichen Raffinerien zu sabotieren. 
(ND 13.11.72) 

BRD/VI ETNAM- SOLIDARI TÄT: Im November 1972 
besuchte eine Delegat i on des Marburger 
ASTA die Botschaft der DRV in der DDR . Bei 
diesem Treffen wurden u . a . Fragen der na­
t ionalen und i nternationalen Bündni spoli­
tik unter den Aspekten e iner breitest mög­
lichen Solidaritätsbewegung mit den Völkern 
Indochinas diskutiert. In diesem Zusammen­
hang sind di e Ausführungen des 1 . Botschafts ­
rates , Pham van Kirn , über For m, Losungen 
und Parolen de s Soli daritätskampfes in der 
BRD von besonderem Interesse . Er betonte , 
daß s ich das vi etnamesische Volk grundsätz­
lich über jeden , der sich am Solidaritäts­
kampf beteiligt , freue. Den ~ und AO­
Gruppen müsse aber erklärt werden, daß der 
Vietnamkri eg auf keinen Fall dazu ausge­
nutzt werden dürfe, um wichtige und feste 
Bündnispartner wie die SED, SEW oder di e 
DKP zu verl eumden und bestimmte soziali­
sti sche Bruderlände r wie die DDR oder die 
Sowjetunion zu bekämpfen ... Losungen wie 
"Für den Si eg im Volkskri eg !" s eien "ex­
tremisti sche Losungen" und "übten einen 
schlechten Einfluß auf die Einigkeit der 
Solidaritätsbewegung aus". Solche Losungen 
s eien ,. spal t erisch" und brächten allein 
"dem Feind Nutzen ll

• Im übrigen brauche das 
vietnamesische Volk keine Belehrung J "wi e 
und unter welchen Losungen der Kampf zu 
führen" se i . Wer in se inen Losungen den 
Sozialis mus i n Südvietnam auf die Tagesord­
nung setze , habe den Charakter der Bündni s ­
politik der DRV und der Provisori schen Re­
volutionären Regierung Südvietnams nicht im 
mindest en begriffen und kollaboriere objek-

2 6 tiv mit dem US-Imperiali sIIlUs . 

USA : Nach "US News & World Report ll wer den 
di e Ausgaben der USA für den Indochinakrieg 
seit 1965 einschließlich der für das lau­
fende Finanzjahr eingeplanten Summen rund 
135 . 5 Mill iarden Dollar betragen. (ND 25 .11. 

72) 

BOLIVIEN : In Bolivien, einem Land mit 4,5 
Mio Einwohnern, von denen die Mebrheit in 

unbe schreiblicher Armut lebt , sind die 
deutsch- bol ivianischen Besitzer von Groß­
unternehmen laut Stern die "heimlichen" 
Herrscher des Landes . Sie machen zwar nicht 
einmal 0 ,1 % der Gesamtbevölkerung aus , be­
herr schen aber nacb Schätzungen der deutsch­
bolivianischen Handelskammer in La Paz 
rund 30 % der gesamten Privatindustrie des 
Landes . Allein in La Paz s ind die Firmen 
Deutscher oder ihrer Nachfahr en zu 23% am 
gesamten Umsatz beteiligt . 
Ihre Aktivität erstreckt sich auf alle Be­
r eiche der nationalen Wirtschaft: 
Sie gründeten die nationale Luftlinie , meh­
rere Telefongesellschaften und eine mode r­
ne Elektrizitätsversorgung . 
Größter Grundbesitzer des Landes ist die 
Gesellschaft "Estanc i as Gebrüder El sner 
S . A." (im Besitz der Familien Bauer und 
El sner) mit 140 000 ha Weidefläche und 
30 000 Rindern . Die Hauptstadt La Paz wird 
von ihnen mit Fleisch beliefert . Darüber­
hinaus gehört ihnen das größte Warenhaus 
in La Paz. und die Familie Bauer jst über 
das Handelsunte r nehmen "Hansa- Limitada" mit 
dem Deutschen Gerhard Kyllmann liiert . 
Die größten Firmen des Landes befinden s ich 
in der Hand der Br üder Oskar und Erwin 
Gasser in Santa Cruz mit einem Buchwert 
von 25 Mio Dollar . 5 400 t Rohzucker und 
2 t Hefe für Rinderfutter werden täglich in 
ihren Werken produziert. Sie besitzen die 
gr ößte Schnapsbrennerei des Landes mit ei­
ner Tagesproduktion von 20 000 1 und eine 

80 000 ha große Ri nderfarm in der Provinz 
Beni. Die Stadt La Belgica mit ihren 
100 000 Einwohnern, vor allem Ar beiter der 
Gasser- Unternehmen, i st vollständ i g von 
diesen Großunternehmern ab~ängig . 

Die Herrschaft dieser ungekrönt en Köni­
ge geriet erstmals ins Wanken , als es durch 
eine gemeinsame Aktion junger OffiZiere der 
Luftwaffenbasis "EI Alto" unter Führung des 
Generals Juan Jose Torrez Gonzales mit dem 
bolivianischen Gewerkschaftsbund COB (Cen­
tral Obrera Boliviana) , den Bauernverbänden 



und den Studenten der San- Andres Universi­
tät in La Paz gelang , eine progressive Re­
gierung zu bilden . Die Bildung einer Volks­
versammlung, die Landbesetzungen in der 
Ostregion des Landes und die geplanten Ver­
staatlichungen bedeuteten eine ernsthafte 
Bedrohung für die deutsch- bolivianischen 
Besitztümer . 
Als deshalb rechtskonservative Offizi ere 

unter Führ ung des Obersten Hugo Banzer 
Suarez (ebenfalls deutscher Herkunft) einen 
Putsch vorbereiteten, fanden sie nicht nur 
die Unterstützung des US-Kapitals und des 
CIA , sondern auch die der deutsch-bolivia­
nischen Großunte rnehmer : 
Über hunderttausend Dollar spendeten sie 
den Putschisten ~d versteckten zeitweilig 
Hugo Banzer Suarez, den jetzi gen Präsiden­
ten . Als nach dem gelungenen Putsch diese 
massive Unterstützung bekannt wurde, hatten 
die Spender angeblich keine Ahnung und be­
zeichneten sich als v6l1ig unpolitisch. 

"Daß das Geld fUr Waffenkäufe bestimmt 
war", gab Erwin Gasser freimütig Reportern 
der Illustrierten Stern gegenüber zu , "das 
haben wir alle gewußt, denn eine Revolution 
macht man nicht mit Bratwürstchen . " (Vgl. 
auch AlB Nr 4/1972 u. Nr 9/1971). Der Ter­
ror der Militärjunta Hugo Banzer stört sie 
wenig . Ihre Geschäfte werden dadurch nicht 
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beeinträchti gt. Er st der Generalstreik An­
fang November dieses Jahres al s Protest ge­
gen eine 66,6%ige Abwertung des Peso ver­
setzte s ie in Aufregung : I'Wenn in Bolivien 
noch einmal eine Linksregierung ans Ruder 
kommt", so Oky Gasser , "dann schneiden die 
uns allen die Gur gel dur ch . " (STERN Nr . 51/ 
1972) 

PERU : 2 227 Latifundien mit insgesamt 
4 . 415 . 000 Hekt a r sind bis September 1972 
aufgrund des Gesetzes über die Agr arreform 
in Peru nationalisiert worden. Davon wur­
den bisher 2,5 Mio ha an mehr al s 96 000 
Landarbeiter- und Bauernfamilien übergeben. 

Bi s 1975 will die Regierung mehr als 300 000 
neue Arbeitsplätze schaffen. Dadurch soll 
die Zahl der Unbeschäftigten von 31 ~ (1970) 

auf 23 % (1975) gesenkt wer den . (ND 17 . 11. 
72) 

FAZ Frankfurter Allgemeine Zeitung 
FR Frankfurter Rundschau 
ND = Neues Deutschland 

~Q!~!~E~r!~!!~!!~~~~~ 
lllf~r~~!!~ll~Q~!!~!!Q_ 

bringt u.a . : 

PORTUGIESISCHE KOLONIEN 
Material i en des Kongr es­
ses "Freiheit für Angola , 
Guinea- Bissau und Mozam­
bique " 
TANZANIA 
Bhagavan : Pr obleme der 
sozialistischen Entwick­
lung in Tanzania 
PHILIPPINEN 
Pomeroy : Neokolonialis­
mus in der Krise 

Neb~n Mitgliedern des AAK haben sich an 
der Arbeit für diese Numme r beteiligt : 
D. Bottenberg, B. Hebel-Kunze, V. Mangold , 
G. Meyer , H. Neumann . J. Ostrowsky , K. 2 7 
RÜhl i ng , J . Scheer, B. Schwiening 



Dortmund 13.!14.Jan.73 Reinoldi-Gaststätten Reinoldi Str.9 
Es sprechen u.a. Repräsentanten der Befreiungsbewegungen 

Beginn 10.30 Uhr 
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Organisationskomitee 

46 Dortmund . Ruhrallee 62 . Tel. 125094 


